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            ∎ Wenn die EU bis 2050 Netto-Null-Emissionen erreichen will, wird es nicht genügen, konventionelle Klimaschutzmaßnahmen zur Emissionsvermeidung zu ergreifen. Um unvermeidbare Restemissionen
               auszugleichen, werden zusätzlich auch unkonventionelle Maßnahmen zur Entnahme von CO2 aus der Atmosphäre notwendig sein – etwa mittels Aufforstung oder der Direktabscheidung
               von CO2 aus der Umgebungsluft. 
            

            ∎ Nicht alle Mitgliedstaaten und Branchen werden im Jahr 2050 bereits Treibhausgasneutralität
               erreicht haben, manche werden 2050 schon unter Null liegen müssen. Die Option der
               CO2-Entnahme aus der Atmosphäre ermöglicht eine stärkere Flexibilisierung der Klimaschutzpolitik,
               wird aber auch neue Verteilungsfragen aufwerfen. 
            

            ∎ Die Vermeidung von Treibhausgasemissionen sollte gegenüber der nach­träglichen Entnahme
               von CO2 politisch priorisiert werden. Netto-Null-Ziele sollten explizit in Emissionsminderungsziele und Entnahmeziele unterteilt werden,
               statt die Effekte beider Ansätze beliebig miteinander zu verrechnen.
            

            ∎ Die zukünftige Entwicklung einer EU-CO2-Entnahme-Politik sollte durch ein adäquates Policy-Design in produktive Bahnen gelenkt
               werden. Ob die EU mittelfristig einen proaktiven oder zurückhaltenden Einstiegspfad wählt, wird nicht zuletzt mit davon abhängen, welche Netto-Negativ-Ziele sie für die Zeit nach 2050 anstrebt.
            

            ∎ Die EU sollte ihren Fokus in den kommenden Jahren darauf richten, ver­stärkt in Forschung
               und Entwicklung von CO2-Entnahme-Methoden zu investieren und vermehrt praktische Erfahrungen mit deren Einsatz
               zu sammeln.
            

            ∎ Nur wenn es der EU und ihren Mitgliedstaaten auf dem Weg zu Netto Null tatsächlich gelingt, konventionelle Emissionsminderungen und unkonventionelle CO2-Entnahmen überzeugend miteinander zu verbinden, kann die EU ihrem Vorreiter-Anspruch
               in der Klimapolitik gerecht werden.
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            Problemstellung und Schlussfolgerungen
            

            Die Europäische Union (EU) versteht sich in der inter­nationalen Klimapolitik als
               Vorreiterin, die ihr Han­deln am neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisstand orientiert. Unter dem Eindruck der Verschärfung der Klimaziele im Pariser Abkommen
               2015, der Ergebnisse der jüngsten Sonderberichte des Intergovernmental Panel on Climate
               Change und der Proteste der Fri­days-for-Future-Bewegung hat die EU ihr Treibhausgasminderungsziel
               für 2050 erhöht – von zuvor 80–95 Prozent auf Netto-Null-Emissionen. Allerdings wer­den sich nicht alle Emissionsquellen bis 2050 restlos
               eliminieren lassen. Insbesondere der Luftverkehr, ein­zelne Industriebranchen und
               die Landwirtschaft dürf­ten auch über die Mitte des Jahrhunderts hinaus noch Restemissionen
               (residual emissions) beisteuern. Um die Gesamtbilanz auf null zu bringen, wird es deshalb nicht genügen, konventionelle Klimaschutzmaßnahmen zur Emissionsvermeidung zu ergreifen. Zusätzlich werden in der
               EU auch unkonventionelle Maßnahmen zur gezielten Entnahme von Kohlendioxid (CO2) aus der Atmosphäre zum Einsatz kommen müssen –im Umfang von mehreren Hundert Millionen
               Tonnen pro Jahr.
            

            Bislang spielt der Ansatz der Entnahme von atmosphärischem CO2 in der klimapolitischen Debatte der EU nur eine Nebenrolle. Dies liegt einerseits
               am Ent­wicklungsstand der entsprechenden Methoden. Ab­gesehen von der bereits etablierten
               Option der (Wie­der-)Aufforstung sind Verfahren zur CO2-Entnahme wie etwa die Kombination von Bioenergie und Ab­scheidung/Speicherung von
               CO2, die erhöhte Kohlen­stoffbindung in Böden oder die Direktabscheidung von CO2 aus der Umgebungsluft nur unzureichend erforscht oder befinden sich noch nicht im
               Stadium der Marktreife. Weitaus stärker schlägt jedoch zu Buche, dass der Ansatz der
               CO2-Entnahme ein erheb­liches Irritationspotential birgt. Dies gilt nicht nur im Hinblick
               auf das klimapolitische Problemlösungs­paradigma der EU, sondern auch auf das damit
               ver­bundene Narrativ, dem zufolge wissenschaftlich be­gründete Emissionsminderungsziele
               und die Unter­stützung für klimafreundliche Technologien dazu beitragen, das globale
               Klimasystem zu stabilisieren und gleichzeitig »grünes Wachstum« in Europa zu generieren.
               Die Debatte wird sich deshalb künftig nicht nur um die Bewertung konkreter Methoden
               drehen, sondern auch um die konzeptionelle Rolle des CO2-Entnahme-Ansatzes.
            

            Die vorliegende Studie geht der Frage nach, auf welche Weise der gegenwärtig noch
               unkonventionell erscheinende CO2-Entnahme-Ansatz in die EU-Klima­politik integriert werden kann. Relevant für die
               Be­antwortung werden nicht nur die technologischen und ökonomischen Potentiale einzelner
               Methoden sein, sondern auch die Einschätzung zentraler Ak­teure, wem unter einem sich
               wandelnden Paradigma mehr und wem weniger Verantwortung zufallen würde, um die europäischen
               Klimaschutzziele zu erreichen.
            

            Die Debatte wird nicht zuletzt durch den Umstand geprägt sein, dass nicht alle Mitgliedstaaten
               und Branchen zum Zeitpunkt eines gesamteuropäischen Netto-Null-Zustands im Jahr 2050
               ebenfalls Treibhaus­gasneutralität erreicht haben müssen. Solche mit einem hohen Anteil
               an residualen Emissionen, un­günstigen ökonomischen Voraussetzungen oder überdurchschnittlicher
               Verhandlungsmacht werden die Erwartung artikulieren, dass es in der EU-Klima­politik
               auch weiterhin Vorreiter und Nachzügler geben darf. Dies könnte etwa bedeuten, dass
               Ländern wie Polen oder Tschechien zugestanden wird, mit ihren Emissionen im Jahr 2050
               noch über der Null-Linie zu liegen, während Vorreiterstaaten wie Deutsch­land, Frankreich
               oder Schweden aufgefordert wären, bereits mehr als 100 Prozent zu reduzieren, der
               Atmosphäre also mehr CO2 zu entnehmen als sie noch an Treibhausgasen ausstoßen.
            

            Es ist kaum zu antizipieren, welchen Einstiegspfad in CO2-Entnahmen die EU in der kommenden Dekade wählen wird und welche Rolle die entsprechenden
               Verfahren langfristig in der EU-Klimapolitik spielen werden. Insofern wäre es verfrüht,
               bereits sehr klein­teilige regulatorische Vorschläge auszuarbeiten. Zwar hat die Kommission
               in ihren Entwürfen für eine EU-Klimastrategie 2050 und ein EU-Klimagesetz damit begonnen,
               der CO2-Entnahme einen signifikanten Stellenwert einzuräumen. Doch es zeichnet sich bis­her
               allenfalls in Ansätzen ab, welche Mitgliedstaaten, Parteienfamilien, Branchen, Unternehmen
               und NGOs den Entnahme-Ansatz voranbringen wollen und welche Methoden dabei präferiert
               werden.
            

            Zu erwartende politische Widerstände werden sich einerseits auf den Entnahme-Ansatz
               selbst richten, nicht nur wegen der beschriebenen Verteilungs­wirkungen, sondern auch
               wegen der Befürchtung, dass klassische Klimaschutzmaßnahmen durch ihn in Frage gestellt
               werden könnten. Andererseits wird sich der Widerstand aber auch auf einzelne Methoden
               be­ziehen, in der Regel auf Basis spezifischer Risikowahr­nehmungen und mutmaßlich
               entlang der sich bereits etablierenden Trennlinie zwischen ökosystembasierten und
               technologischen Entnahmeverfahren.
            

            Damit die notwendige Erweiterung der EU-Klima­politik tatsächlich gelingt, muss die
               Vermeidung von Treibhausgasemissionen gegenüber der nachträglichen Entnahme von CO2 politisch priorisiert werden. Zu­dem darf nicht der Eindruck entstehen, dass einzelne
               Mitgliedstaaten und Branchen überproportional von der konzeptionellen Integration
               der CO2-Entnahme profitieren. Dabei sind zwei Handlungsschritte von besonderer Bedeutung:
               die konkrete Ausgestaltung des Netto-Null-Ziels und die Entwicklung eines Policy-Designs.
            

            Um das Primat konventioneller Klimaschutz­maßnahmen abzusichern und sichtbar zu kommu­nizieren,
               ist es ratsam, Netto-Null-Ziele in Emissionsminderungsziele und Entnahmeziele aufzusplitten, statt die Effekte
               beider Ansätze beliebig miteinander zu verrechnen, also etwa in einer Größenordnung von 90:10 Prozent. Würden die 90 Prozent als Mindest­vorgabe verstanden, so würden Durchbrüche
               bei CO2-Entnahme-Methoden nicht dazu führen, bei Emis­sionsreduktionen nachzulassen, sondern
               dazu, dass Netto-Null- bzw. Netto-Negativ-Emissionen früher er­reicht werden.
            

            Zudem sollte frühzeitig geregelt werden, in wel­chem Verhältnis Vorreiter und Nachzügler
               zueinander stehen. Wenn einzelne Länder und Sektoren die Null-Linie aus nachvollziehbaren
               Gründen erst später erreichen als der EU-Durchschnitt, so sollte die Diver­genz doch
               zumindest zeitlich begrenzt werden bzw. mit einer finanziellen Abgeltung korrelieren.
               Die EU sollte keinem Mitgliedstaat zugestehen, den Netto-Null-Status mehr als 10–15 Jahre später als der Durch­schnitt zu erreichen. Im Verhältnis zwischen Branchen wird es hingegen auf absehbare Zeit nicht möglich sein, eine ähnliche Verpflichtung
               für alle Nachzügler zu etablieren, insbesondere in der Landwirtschaft existieren technische
               Machbarkeitsgrenzen. Hier ist darauf zu achten, dass Sektoren, denen im Grundsatz
               residuale Emissionen zugestanden werden müssen, selbst für CO2-Entnahmen verantwortlich sind, ganz gleich, ob sie entsprechende Zertifikate aus
               anderen Sektoren erwerben oder selbst direkt in CO2-Ent­nahme-Methoden investieren.
            

         

      

   
      
         
            Die Entnahme von atmosphärischem CO2 als globale Herausforderung
            

            Die Eindämmung des anthropogenen Klimawandels erfordert, dass die Konzentration von
               Kohlendioxid und anderen Treibhausgasen (THG) in der Atmo­sphäre stabilisiert wird.
               Dies kann grundsätzlich auf zwei Wegen erreicht werden: Im Mittelpunkt der internationalen
               Klimapolitik stehen seit jeher die Emissionsquellen und damit die Vermeidung von Treibhausgasemissionen,
               etwa bei der Stromproduk­tion, in der Industrie, im Transportsektor oder durch Landnutzungsänderungen.
               
            

            Um die globalen Klimaziele erreichen zu können, müssen Methoden der gezielten Entnahme
               von CO2 aus der Atmosphäre zum Einsatz kommen.
            

            Daneben existierte jedoch immer schon ein zweiter Strang der Klimaschutzpolitik, der
               auf die Erhaltung und den (Wieder-)Ausbau von Emissionssenken, also auf die Entnahme
               von Kohlendioxid (CO2)1 aus der Atmosphäre setzt, etwa durch Programme zur (Wie­der-)Aufforstung von Wäldern
               oder zur Renaturie­rung von Ökosystemen. Da die globalen Emissionen von Treibhausgasen
               seit der Einigung auf die Klima­rahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC) im
               Jahr 1992 fast kontinuierlich weiter gestiegen sind, hat der konventionelle Klimaschutzansatz, der sich auf die Vermeidung von Emissionen richtet, nichts an Dringlichkeit eingebüßt, ganz im Gegenteil. Doch um die globalen Klimaziele, die von der UNFCCC beschlos­sen worden sind, erreichen zu können, müssen ergän­zend dazu in erheblichem Umfang
               auch unkonventionelle Klimaschutzmethoden der gezielten Entnahme von CO2 aus der Atmosphäre2 zum Einsatz kommen. Darüber besteht in der Klimaforschung inzwischen ein breiter
               Konsens.3 Dies ist nicht nur mittels einer Ausweitung der Senkenfunktion von Ökosystemen möglich,
               sondern auch mit Hilfe von technologischen Verfahren wie etwa der Direktabscheidung
               von CO2 aus der Umgebungsluft, bei denen das CO2 anschließend geologisch gespeichert wird. Bei der Abscheidung und Speicherung von
               CO2 (Carbon Capture and Storage, CCS), das bei der Verwendung von fossilen Energieträgern
               in Kraftwerken oder in industriellen Prozessen anfällt, handelt es sich um eine konventionelle
               Klimaschutzmethode, da das gespeicherte CO2 nicht der Atmosphäre entnommen wurde.4

            Der Ansatz einer großskaligen CO2-Entnahme wird in der Klimawissenschaft schon seit Anfang des Jahr­tausends diskutiert
               und ist in den letzten 10 Jahren zu einem integralen Bestandteil der Klimaschutz­szenarien
               geworden, die der Weltklimarat IPCC (Inter­governmental Panel on Climate Change) auswertet.
               Die Szenarien im IPCC-Sonderbericht zum 1,5-Grad-Ziel basieren auf der Entnahme von
               enormen Mengen an CO2 (Carbon Dioxide Removal, CDR) – 730 Mil­liarden Tonnen (Gigatonnen, Gt) bis 2100,
               fast das 15‑fache des gegenwärtigen jährlichen THG-Aus­stoßes.5 Dennoch hat das Thema CDR sowohl auf der globalen klimapolitischen Agenda als auch
               in den Debatten in den Unterzeichnerstaaten des Pariser Abkommens nach wie vor nur
               eine randständige Bedeutung. Zudem ist beim gegenwärtigen Forschungs- und Entwicklungsstand
               unsicher, wie groß die Potentiale einzelner CDR-Methoden tatsächlich sind und wie
               schnell sie ausgebaut werden können.6 
            

         

      

   
      
         
            
               Klimapolitische Funktionslogiken

               Die klimapolitische Notwendigkeit, der Atmosphäre CO2 zu entziehen, ergibt sich aus zwei voneinander zu unterscheidenden Funktionslogiken:
                  Erstens ermöglicht es CDR theoretisch, ein Überschießen des CO2-Budgets, das der Welt zum Erreichen eines ge­gebenen Temperaturziels noch verbleibt,7 zu einem späteren Zeitpunkt wieder auszugleichen, indem Netto-Negativ-Emissionen generiert werden.8 Zweitens wird CDR aber bereits benötigt, um Netto-Null-Emissio­nen zu erreichen, da sich nicht alle THG-Emissionen restlos eliminieren lassen werden
                  – sei es aus tech­no­logischen, ökonomischen oder politischen Grün­den. Da das verbleibende
                  Emissionsbudget für den unteren Rand des im Pariser Abkommen festgelegten Ziel­korridors
                  von 1,5 bis 2°C wesentlich geringer ausfällt als für den oberen Rand, erreichen 1,5-Grad-kom­pa­tible
                  Emissionspfade die Netto-Null-Linie deutlich früher als 2-Grad-kompatible Pfade (siehe
                  Abbildung 1).
               

               Niemand zieht grundsätzlich in Zweifel, dass es unvermeidbare Emissionsquellen gibt,
                  die durch Senken ausgeglichen werden müssen.
               

               In der politischen Debatte über den Ansatz der ge­zielten CO2-Entnahme steht dessen Funktion, ein zwischenzeitliches Überschießen des CO2-Budgets auszugleichen, bislang noch im Vordergrund. Kritiker beanstanden nicht nur
                  enorme CDR-Gesamtvolumen in Klimaschutzszenarien und unintendierte negative Nebeneffekte,
                  die mit der Implementierung einzelner Methoden verbunden sein könnten, sondern vor
                  allem die mit CDR verknüpfte Möglichkeit, den grund­legenden Widerspruch zwischen begrenztem CO2-Budget und weiter steigenden Emissionen durch die Langfristvision eines Erreichens
                  von Netto-Negativ-Emissionen zu überdecken.9

               Mehr Aufmerksamkeit richtet sich in jüngster Zeit auf den Einsatz von CDR zum Ausgleich
                  residualer Emissionen (vor allem Methan und Lachgas aus der Landwirtschaft sowie CO2 aus Industrieprozessen und dem Luftverkehr), insbeson vor allem im Zusammenhang mit
                  globalen oder nationalen Netto-Null-Zielen, die in der Klimapolitik zunehmend populär
                  werden.10 Dies liegt zum einen im Pariser Abkommen begründet, dessen Artikel 4 ausdrücklich
                  die Zielvorgabe enthält, dass »in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts ein Gleich­gewicht
                  zwischen den anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen und dem Abbau
                  solcher Gase durch Senken«11 erreicht werden soll – womit die globale Temperatur mindestens stabilisiert werden
                  könnte.12 Zum anderen ist seit der Veröffent­lichung des IPCC-Sonderberichts zum 1,5-Grad-Ziel
                  verstärkt zu beobachten, dass National­staaten, Städte und Unternehmen jeweils individuelle
                  Netto-Null-Ziele diskutieren und auch beschließen. Dadurch gerät die Ausgleichsfunktion
                  der CO2-Ent­nahme stärker in den Fokus. Zwar ist das in globalen wie nationalen Klimaschutzszenarien
                  angenommene Niveau an residualen Emissionen durchaus Gegenstand von Kritik,13 in der Debatte zieht jedoch nie­mand grundsätzlich in Zweifel, dass es unvermeid­bare
                  Emissionsquellen gibt, die durch Senken aus­geglichen werden müssen. Damit rückt die
                  Frage in den Mittelpunkt, welche CDR-Methoden zukünftig eingesetzt werden könnten.
               

               
                  
                     
                        
                           	
                              Abbildung 1
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                              Quelle: Committee on Climate Change (CCC), Net Zero – The UK’s Contribution to Stopping Global Warming, London 2019, S. 77, auf Basis der IPCC-Datenbank für Klimaschutzszenarien.

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Ausgewählte Methoden der CO2‑Entnahme
               

               In globalen Klimaschutzszenarien werden bislang vor allem zwei Entnahmemethoden eingesetzt:
                  Aufforstung und – in weit größerem Umfang – die ener­getische Nutzung von Biomasse
                  in Kombination mit der Abscheidung und Speicherung von CO2 (BECCS). Die weitgehende Beschränkung auf zwei Verfahren ist vor allem auf pragmatische
                  Überlegungen in der klimaökonomischen Modellierung zurückzuführen und Ausdruck bestehender
                  Wissenslücken. Die Palette möglicher CO2-Entnahme-Verfahren ist jedoch wesentlich breiter. Sollten die in den globalen Szena­rien
                  angenommenen CDR-Volumina jemals realisiert werden, so ist nicht zu erwarten, dass
                  dies im global koordinierten Rückgriff auf lediglich zwei Methoden geschehen wird.
                  Da sich viele Methoden noch in einer frühen Phase von Forschung und Entwicklung befin­den,
                  sind Abschätzungen über Entnahmepotentiale und Kosten mit großen Unsicherheiten behaftet.
                  Zu­dem sind bei jedem Verfahren mehrere Varianten denkbar, in denen sie zur Anwendung
                  kommen könnten. Der tatsächliche Einsatz von Entnahme­verfahren in einzelnen Ländern
                  wird nicht nur von ihrer Effektivität und ihren Kosten abhängen, son­dern auch von
                  unterschiedlichen geographischen Voraussetzungen, volkswirtschaftlichen Strukturen
                  und politischen Präferenzen.14

               Mit dem Ziel, den bereits bestehenden Wissens­bestand zu bündeln und Forschungslücken
                  zu iden­tifizieren, wurden in den vergangenen Jahren zahl­reiche Studien zu CO2-Entnahme-Verfahren veröffentlicht.15 Um einen schnellen Überblick über die wich­tigsten Methoden zu verschaffen, werden
                  die Ergeb­nisse im Folgenden zusammengefasst. Der Fokus wird dabei auf jene Faktoren
                  gerichtet sein, die die poli­tischen Debatten über eine weitere Erforschung, den Start
                  von Pilotprojekten und den großskaligen Einsatz der unterschiedlichen Methoden maßgeblich
                  prägen bzw. beeinflussen dürften: Zu diesen Kriterien zählen die spezifischen Funktionsmechanismen
                  der Verfah­ren, die Verfügbarkeit, die globalen Entnahmepoten­tiale, die Kosten, die
                  Permanenz der CO2-Speicherung und mögliche Risiken.16

               
                  (Wieder-)Aufforstung

                  Bei diesem Ansatz wird durch die planmäßige Aus­weitung von Waldflächen mittels Photosynthese mehr CO2 aus der Atmosphäre in Holzbiomasse gebunden. Da das Entnahmepotential eines Waldes
                     langfristig deutlich abnimmt, kommt dem Alter der Baum­bestände und den zur Verfügung
                     stehenden Land­flächen große Bedeutung zu. Das zusätzliche globale CO2-Entnahmepotential wird für 2050 auf 0,5–3,6 Gt CO2 taxiert. Erhöht werden kann es durch eine lang­fristige Nutzung des geernteten Holzes,
                     etwa als Baumaterial. Die Kostenschätzungen belaufen sich für 2050 pro entnommener
                     Tonne CO2 auf 5–50 US-Dollar.17

                  Wälder können nicht vollständig gegen natürliche und menschliche Einflüsse wie Dürren,
                     Schädlinge und Feuer geschützt werden.18 Die dauerhafte Spei­cherung des entnommenen CO2 ist somit in hohem Maße unsicher. Als negative Nebenwirkungen gelten der hohe Landflächen-
                     und Wasserverbrauch, eine 
                  

                  mögliche Verminderung der Biodiversität (je nach­dem, wie sich die jeweilige Landnutzung
                     ändert) und eine verminderte Reflexion der Wärmestrahlung der Sonne (Albedo) bei Waldflächen
                     in nördlichen Brei­ten­graden. Aufforstung und Wiederaufforstung sind als Methoden
                     zur CO2-Entnahme bereits etabliert.
                  

               

               
                  Kohlenstoffbindung im Boden

                  Eine Erhöhung der Anreicherung von CO2 in Böden kann auf verschiedenen Wegen erreicht werden, unter anderem durch eine Änderung
                     landwirtschaft­licher Verfahren, etwa den Verzicht auf tiefes Pflü­gen, das Einarbeiten
                     von Ernteresten oder die Einsaat von Zwischenfrüchten. Das Entnahmepotential liegt
                     bei 2–5 Gt CO2. Begrenzt ist es jedoch durch eine mittel- bis langfristig eintretende Kohlenstoffsätti­gung
                     der Böden. Die Kosten werden pro Tonne CO2 auf 0–100 US-Dollar geschätzt.
                  

                  Die Dauerhaftigkeit der Speicherung ist vergleichs­weise unsicher. Sie hängt auch
                     davon ab, wie das Land langfristig bewirtschaftet oder genutzt wird. Ein positiver
                     Nebeneffekt ist die Anreicherung der Böden mit CO2. Dadurch verbessert sich die Wasser- und Nährstoffspeicherfähigkeit und erhöht sich die Frucht­barkeit der Böden. Landnutzungskonflikte sind nicht zu erwarten, da die agrarische
                     Nutzung der Böden trotz der verstärkten CO2-Anreicherung fortgesetzt werden könnte. Verfahren zur Erhöhung der Kohlen­stoffbindung
                     in Böden wären umgehend einsetzbar.
                  

               

               
                  Bioenergie mit CO2-Abscheidung und ‑Speicherung (BECCS)
                  

                  BECCS kombiniert die Energieproduktion aus der Biomasse schnell wachsender Pflanzen
                     mit der Ab­scheidung und Speicherung des dabei entstehenden CO2. Da Biomasse während ihres Wachstums CO2 bindet, ist die Kombination beider Prozesse gleich­bedeutend mit einer Netto-Entnahme
                     von CO2 aus der Atmosphäre. Das Potential von BECCS liegt bei 0,5–5 Gt CO2. Die Höhe hängt entscheidend von der Verfügbarkeit nachhaltig produzierter Biomasse
                     ab, deren Anbau in Konkurrenz zu anderen Nutzungen steht. Die Kosten pro entnommener
                     Tonne CO2 wer­den auf 100–200 US-Dollar geschätzt.
                  

                  Die Permanenz der Entnahme kann durch die unterirdische geologische Speicherung des
                     CO2 ge­währleistet werden. Als positiver Nebeneffekt von BECCS gilt, dass im Unterschied
                     zu den meisten anderen Entnahmeverfahren Energie erzeugt wird (Strom, Biokraftstoff
                     oder Wasserstoff). Demgegenüber schlägt als Nachteil zu Buche, dass der notwendige
                     Biomasseanbau landintensiv ist (pro negativer Tonne CO2 jedoch weniger als bei der Aufforstung), Wasser und Düngung erfordert und dadurch
                     stärker als die meisten anderen Entnahmestrategien im Konflikt mit der Nahrungsmittelproduktion
                     und der Biodiversität steht. Die einzelnen Bestandteile des Verfahrens, Energieproduktion
                     aus Biomasse und CCS, gelten jeweils als ausreichend erforscht und ge­testet. Die
                     beiden Teilprozesse werden bislang nur in einer einzigen kommerziellen Anlage (zur
                     Biokraftstoffproduktion in den USA) kombiniert, zwei Demonstrationsanlagen im Strom-
                     und Wärmesektor wurden 2019 in Großbritannien und Schweden in Betrieb genommen. Um
                     BECCS in Zukunft großskalig einsetzen zu können, müssten nicht zuletzt auch Infrastrukturen
                     zum Transport und zur Einlagerung des abgeschiedenen CO2 geschaffen werden.
                  

               

               
                  Pflanzenkohle

                  Die Erhitzung von Biomasse, zum Beispiel von Pflan­zenresten, unter Abwesenheit von
                     Sauerstoff verhin­dert die Verrottung des organischen Materials und damit die Freisetzung
                     von CO2. Die in diesem Ver­fahren entstehende sogenannte Pflanzenkohle kann anschließend
                     in Ackerböden eingearbeitet werden. Das Potential von Pflanzenkohle als Maßnahme zur
                     CO2-Entnahme liegt bei etwa 0,5–2 Gt CO2. Die Kosten werden pro Tonne CO2 auf 30–120 US-Dollar geschätzt.
                  

                  Je nach gewähltem Verfahren bietet die Produktion von Pflanzenkohle die Möglichkeit,
                     CO2 für einige Jahrhunderte weitgehend stabil zu speichern. Land­nutzungskonflikte um
                     Biomasse können durch die Verwertung von Pflanzen­abfällen begrenzt werden. Die Einbringung
                     der Pflanzenkohle in geeignete Böden wirkt sich zudem positiv auf deren Qualität aus.
                     Die Herstellung von Pflanzenkohle und deren Einbringung in Ackerböden wird bereits
                     praktiziert, mangels spezifischer Anreizsysteme jedoch nur in sehr begrenztem Umfang.
                     Erfahrungen mit groß­skaligen Anlagen und entsprechenden Produktions- und Lieferketten
                     für Biomasse wurden bislang noch nicht gemacht.
                  

               

               
                  Direktabscheidung und Speicherung von CO2 (DACCS)
                  

                  CO2 kann auch mittels chemischer Prozesse aus der Umgebungsluft gefiltert (Direct Air
                     Capture, DAC) und dann unterirdisch gespeichert werden. Das Poten­tial von DACCS ist im Prinzip unbegrenzt. Da für DAC-Anlagen keine großen Flächen
                     benötigt werden, könnten theoretisch beliebig viele Einheiten in Betrieb genommen
                     werden, in relativer Nähe zu erschlos­senen geologischen CO2-Speichern. Neben Lage und Umfang der globalen Speicherkapazitäten schränkt vor allem
                     der hohe, aus CO2-armen Quellen zu speisende Energiebedarf das Potential dieser Methode ein. Aufgrund
                     der geringen Zahl und Größe der bislang gebauten Anlagen ist die Entwicklung der DAC-Technologie
                     bei weitem noch nicht ab­geschlossen. Ein großskaliger Ausbau der Produktions­kapazitäten lässt daher eine signifikante Senkung der Kosten erwarten, bis auf 100–300
                     US-Dollar zur Jahr­hundertmitte.
                  

                  Erste DAC-Anlagen werden in der Schweiz, Italien, Island, USA und Kanada betrieben.
                     Aus wirtschaft­lichen Gründen wird das abgeschiedene CO2 bislang in der Regel nicht unterirdisch gespeichert, sondern weiterverwendet (Carbon
                     Capture and Utilization, CCU), etwa in der Getränkeindustrie oder bei der Pro­duktion
                     synthetischer Treibstoffe. Im Falle des Ein­satzes CO2-freier Energieträger sind diese DAC-Pro­jekte bestenfalls treibhausgasneutral, da
                     das CO2 bei der Nutzung der entsprechenden Produkte wieder emittiert wird. Um mit DAC tatsächlich
                     dauerhaft CO2 aus der Atmosphäre zu entnehmen, muss das Treibhausgas permanent geologisch gespeichert
                     werden.
                  

               

               
                  Beschleunigte Verwitterung an Land und im Ozean

                  Bei diesem Verfahren werden natürliche CO2-bin­dende Prozesse der Verwitterung von Mineralien beschleunigt. Dazu werden Karbonat-
                     und Silikat­gesteine abgebaut, gemahlen und auf landwirtschaft­lich genutzten Flächen
                     oder im Oberflächenwasser der Ozeane ausgebracht. Das Potential liegt zur Jahr­hundertmitte
                     bei 2–4 Gt CO2. Die Kosten werden pro Tonne CO2 auf 50–200 US-Dollar geschätzt.
                  

                  Im Vergleich zu den anderen Entnahmemethoden werden die negativen Nebeneffekte als
                     vergleichs­weise gering eingestuft. Das Verteilen des gemahlenen Gesteins auf landwirtschaftlichen
                     Flächen würde keine Nutzungskonflikte verursachen und könnte zur Verbesserung der
                     Bodenqualität beitragen. Das Aus­bringen des Gesteinsmehls im Meer könnte der zu­neh­menden
                     Ozeanversauerung entgegenwirken. Allerdings müsste für einen großskaligen Einsatz
                     eine umfangreiche Infrastruktur für den Abbau, den Trans­port und die Aus­bringung
                     des Gesteins geschaf­fen werden. Konkrete Verfahren der beschleunigten Verwitterung
                     sind bislang nur unzureichend experi­mentell erforscht und dementsprechend noch nicht
                     einsatzbereit.
                  

               

               
                  Ozeandüngung

                  Diese Methode zielt darauf ab, den Nährstoffgehalt im Ozean zu erhöhen, bevorzugt
                     durch die Zuführung von Eisen. Auf diese Weise könnte das Planktonwachstum im Ozean
                     gefördert werden, wodurch wiederum mehr atmosphärisches CO2 gebunden würde. Schätzungen des zukünftigen Entnahme­potentials und der damit verbundenen
                     Kosten sind im Vergleich zu anderen Methoden mit sehr viel größeren Unsicherheiten
                     behaftet.
                  

                  Der Grad an Dauerhaftigkeit der Speicherung des entnommenen CO2 ist umstritten, da nur ein kleiner Teil des zusätzlichen Planktons ins Sediment am
                     Meeresboden eingelagert wird. Bislang sind darüber hinaus vor allem zwei negative
                     Nebeneffekte be­kannt: Grundsätzlich besteht die Gefahr einer Über­düngung, in deren
                     Folge den betroffenen Ozeangebieten durch starke Planktonblüten sehr viel Sauerstoff
                     entzogen werden könnte. Zudem entsteht bei einer Überdüngung vermehrt Lachgas, was
                     dem eigent­lichen Ziel, der Atmosphäre klimaschädliche Gase zu entziehen, zuwiderläuft.
                     Wegen der negativen und in ihrem Ausmaß kaum abzuschätzenden Neben­wirkun­gen und
                     der geringen Effizienz als CO2-Ent­nahme-Methode wird die Ozeandüngung in der For­schung inzwischen kaum noch als
                     ernsthafte Option behandelt.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            Integration des CO2-Entnahme-Ansatzes in die europäische Klimapolitik
            

            Die vom IPCC ausgewerteten globalen Emissions­szenarien, die ein Einhalten des in
               Paris beschlossenen Zielkorridors von 1,5 bis deutlich unter 2°C glo­baler Durchschnittstemperatur skizzieren, beinhalten außerordentlich große
               Mengen an CO2-Entnahmen aus der Atmosphäre. Mit Ausnahme von Groß­britan­nien unternimmt bislang
               jedoch kein UNFCCC-Ver­trags­staat ernsthafte Anstrengungen, um ein um­fassendes CDR-Forschungs-
               und Demonstrations­programm zu erarbeiten, und noch weniger, um spezifische regulatorische
               Instrumente zu entwickeln. Angestoßen durch die jüngsten IPCC-Sonderberichte zum 1,5-Grad-Ziel
               und zur Landnutzung akzeptieren Fachpolitiker und Ministerialbeamte zwar inzwischen
               grundsätzlich, dass der Einsatz von CDR unabdingbar sein wird, wenn die Pariser Klimaziele
               erreicht wer­den sollen. Bislang vermeidet die UNFCCC aber eine Debatte darüber, mit
               welchen Methoden und vor allem von welchen Akteuren die entsprechenden Mengen an CO2-Entnahmen generiert werden sollen.19

            Die Erfahrung der zurückliegenden internatio­nalen Klimaverhandlungen legt die Erwartung
               nahe, dass die EU auch beim Thema CO2-Entnahme aus der Atmosphäre eine Führungsrolle einnehmen könnte. Die Europäische
               Union ist nach wie vor der drittgrößte Emittent von Treibhausgasen weltweit, Europa
               trägt ein hohes Maß an historischer Verantwortung für den Klimawandel und die EU hebt
               beständig ihre Führungsrolle im globalen Klimaregime hervor.20 Klimaökonomische Modelle zur globalen Emissionsminderung gehen davon aus, dass die
               EU im Verlauf des 21. Jahrhunderts zu den größten »Produzenten« von CDR zählen und
               etwa 50 Gt beisteuern wird, mehr als das Zehnfache ihrer derzeitigen Emissionen, aber
               zugleich weniger als 10 Prozent des globalen CDR-Gesamtvolumens.21 Wenn es der Weltgemeinschaft tatsächlich gelingen soll, auf dem Weg zur Einhaltung
               des Pariser Zielkorridors Netto-Negativ-Emissionen zu erreichen, wird die EU nicht
               umhinkommen, sich langfristig Minderungsziele von mehr als 100 Prozent zu setzen.
               Doch bisher spielt der An­satz der Entnahme von atmosphärischem CO2 in der klimapolitischen Debatte innerhalb der EU nur eine Nebenrolle.
            

         

      

   
      
         
            
               Irritation des klimapolitischen Paradigmas

               Zwar hat sich die EU einer wissenschaftsbasierten Klimapolitik verschrieben, dennoch
                  kann ihre bis­herige Zurückhaltung beim Thema CO2-Entnahme nicht überraschen. Pläne für die Umgestaltung volks­wirtschaftlicher Sektoren
                  und reale Umbauprozesse – etwa von nationalen Energiesystemen – folgen üblicherweise
                  nicht den Optimierungsannahmen in komplexen globalen Klimaschutzszenarien. Um ab­zuschätzen,
                  in welcher Weise der (unkonventionelle) Ansatz der CO2-Entnahme aus der Atmosphäre in die europäische Klimapolitik integriert werden könnte,
                  gilt es nicht nur zu beleuchten, wie CDR in das be­stehende Setting aus politischen
                  Präferenzen, ökono­mischen Interessen und nationalen Infrastrukturen passt. Ebenso
                  wichtig ist es zu analysieren, wie sich der neue Klimaschutzansatz zu dem in Europa
                  domi­nierenden klimapolitischen Paradigma verhält. Dieses ist in den letzten beiden
                  Dekaden von dem Narrativ geprägt gewesen, dass wissenschaftlich begründete Zielvorgaben
                  für eine Emissionsminderung und die Förderung klimafreundlicher Technologien dazu
                  beitragen werden, das globale Klimasystem zu stabi­lisieren und gleichzeitig »grünes
                  Wachstum« in Europa zu generieren.22

               Dieses innerhalb der EU von den wichtigsten Akteuren geteilte kognitive Problemlösungsmodell23 ist seit mindestens zwei Jahrzehnten relativ stabil und die dafür geschaffenen Instrumente
                  haben dem­entsprechend einen hohen Grad an Institutionalisie­rung erreicht. Die im
                  Politikfeld Klimaschutz zentra­len Akteure (Europäische Kommission und Mitglied­staaten
                  Nordwesteuropas) zählen in der EU auch ins­gesamt zu den einflussreichsten Kräften.
                  Gleichzeitig hat sich die Vetomacht Polens und der Visegrád-Gruppe in den vergangenen
                  zehn Jahren spürbar abgeschwächt, nicht zuletzt weil die Green Growth Group der klimapolitisch progressiveren Mit­glied­staaten verstärkt bereit ist, die Möglichkeit
                  zu quali­fizierten Mehrheitsentscheidungen im Rat zu nutzen, und nicht mehr in jeder
                  Grundsatzfrage einen Kon­sens sucht oder entsprechende Entscheidungen an den Europäischen
                  Rat delegiert.24 Zudem hat das Euro­päische Parlament (EP) in den Gesetzgebungs­verfahren seit 2014 weiter an Gewicht gewonnen.
               

               CDR birgt ein beträchtliches Irritations­potential für die klima­politische Erfolgsstory
                  Europas.
               

               Die EU-Klimapolitik ist polyzentrisch organisiert25 und stützt sich seit mehr als 20 Jahren auf eine breite, über die EU-Organe hinausreichende
                  Akteurskonstel­lation. Diese umfasst eine vergleichsweise umweltfreundlich eingestellte
                  Bevölkerung und schlagkräf­tige Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Sie ge­steht
                  Wissenschaftlern eine starke Rolle in der Politik­formulierung zu und setzt auf Unternehmen,
                  die massiv in emissionsvermeidende Technologien in­vestieren. Daneben gibt es inzwischen
                  kaum noch relevante Akteure, die eine ambitionierte Klimapolitik grundsätzlich ablehnen.
                  So stellt etwa die energie­intensive Industrie ehrgeizige Langfristziele nicht mehr
                  als solche in Frage. Ihre Kritik erschöpft sich in der Regel darin, den geplanten
                  Umfang ihres Beitrags zur Erfüllung dieser Ziele in Zweifel zu ziehen. Da – trotz
                  anderslautender Befürchtungen vor den Europa­wahlen 2019 und im Unterschied zu den
                  USA oder Australien – auch Klimawandelleugner in der EU bislang keinen nennenswerten
                  politischen Einfluss haben, existiert in der EU kein konkurrierendes Paradigma, keine
                  machtvolle klimapolitische Gegen­erzählung.26

               Es kann kaum bestritten werden, dass der klima­politische Ansatz der EU in der Vergangenheit
                  ver­gleichsweise erfolgreich war. Die Emissionen sind von 1990 bis 2018 bereits um
                  mehr als 20 Prozent gesun­ken,27 womit die EU im Vergleich der westlichen Industriestaaten weit vorne liegt und ihren
                  Anspruch auf eine Führungsrolle in der internationalen Klima­politik legitimiert.28 Da innerhalb der EU ein breites Interesse daran besteht, diese europäische Erfolgs­geschichte
                  fortzuschreiben – nicht zuletzt um der grassierenden Wahrnehmung einer krisengeschüttelten
                  oder nur eingeschränkt handlungsfähigen Union entgegenzuwirken – verhalten sich die
                  klimapolitischen Akteure tendenziell risikoavers. In diesem Kontext ist mit einer
                  Debatte über das Verfahren der systematischen Entnahme von atmosphärischem CO2 zwar keine direkte Infragestellung des dominanten Paradigmas verbunden, das auf die
                  Vermeidung eines gefährlichen, durch anthropogene Emissionen ver­ursachten Klimawandels
                  ausgerichtet ist. Allerdings birgt CDR ein beträchtliches Irritationspotential für
                  die klimapolitische Erfolgsstory Europas.
               

               Denn eine unvermittelte Anerkennung der Notwendigkeit, dass der Atmosphäre in großem
                  Umfang CO2 entnommen werden muss bis hin zu Netto-Negativ-Emissionen, ist gleichbedeutend mit
                  dem Eingeständnis, dass es in der – maßgeblich von der EU vorangetriebenen – globalen
                  Klimapolitik seit Jahrzehnten grundlegende Versäumnisse gibt, die mit konventionellen Klimaschutzmaßnahmen allein nicht mehr ausgeglichen werden können. Die EU selbst
                  mag in der Lage sein, ihre klimapolitische Bilanz gegen den Eindruck des Scheiterns
                  zu verteidigen. Dies wirft aber die Frage auf, warum ausgerechnet die EU die Last
                  tragen sollte, nun auch bei CDR auf inter­nationaler Ebene zum Vorreiter zu werden.
                  Wäre dies einfach nur Ausdruck ihrer globalen politischen Ver­antwortung oder könnten
                  die europäischen Volkswirtschaften von einem unkonventionellen klimapolitischen Ansatz zumindest langfristig auch profitieren? Es ist durchaus fraglich,
                  ob umfangreiche EU-Pro­gramme zu CO2-Ent­nahme-Methoden wie BECCS und (Wieder-)Aufforstung das Versprechen positiver Nebeneffekte,
                  das mit der gegenwärtigen Klimapolitik eng verknüpft ist (beispielsweise »grünes«
                  Wachstum, mehr Arbeitsplätze, verbesserte lokale Luftqualität und eine geringere Abhängigkeit
                  von Energieimporten), würden stützen können.
               

               Mitentscheidend dafür, ob das Konzept der gezielten CO2-Entnahme in die EU-Klimapolitik integriert wird, dürfte sein, welche Deutungsmuster
                  die Klima­schutzdebatte mittelfristig prägen werden. Ein nicht zu unterschätzender
                  Einfluss wird vom Status von CDR in den künftigen UNFCCC-Verhandlungen aus­gehen,
                  von den (wahrgenommenen) Erfahrungen mit CDR-Programmen und -Methoden in anderen G20-Ländern,
                  von der Rolle der CO2-Entnahme in IPCC-Szenarien und nicht zuletzt von der Positionierung europäischer
                  Umweltverbände und Unternehmen. Wird CDR primär als problemadäquate Antwort auf den
                  fortschreitenden Klimawandel verstanden, als sinnvolle Erweiterung des bestehenden
                  klimapolitischen Portfolios, möglicherweise sogar als Umsetzung des in der europäischen
                  Umweltpolitik vielbeschworenen Vorsorgeprinzips (precautionary principle) im Sinne eines vorausschauenden Risikomanagements? Oder wird man den Ansatz der Entnahme
                  von atmo­sphärischem CO2 eher als Unterminierung einer ehrgeizigen Klimaschutzpolitik deuten, als dubiosen
                  Versuch, notwendige Emissionsminderungen weiter in die Zukunft zu verschieben, in
                  der vagen Hoffnung, dass künftige Generationen neue technische Lösungen finden werden?29 Solche Bewertungen entwickeln sich selbstverständlich nicht in einem politischen
                  oder gesellschaftlichen Vakuum. Neue Problembeschreibungen und Lösungsansätze können
                  nicht ohne Auswirkung auf die Relevanz bisher ge­nutzter Politikinstrumente und die
                  Beziehungen zwischen den maßgeblichen Akteuren bleiben.30 Deshalb wird die Frage, welchen Akteursgruppen unter einem sich wandelnden Paradigma
                  mehr und welchen weniger Verantwortung zufallen würde, um die europäischen Klimaschutzziele
                  zu erreichen, ein zentraler Faktor in den Erwägungen der Regierungen, Fachpolitiker,
                  Branchenverbände, Unternehmen und NGOs sein.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Normalisierung des CO2‑Entnahme‑Ansatzes
               

               Sieht man einmal von forstwirtschaftlichen Maßnahmen ab,31 so kann sich die europäische Klimaschutzpolitik in puncto CDR derzeit noch nicht
                  auf ausgereifte CO2-Entnahme-Verfahren stützen, bei denen absehbar wäre, zu welchen Kosten sie realisiert
                  werden könnten und wer von ihrem Einsatz profi­tieren würde. Ähnlich wie jene auf
                  globaler Ebene wird sich auch die europäische Debatte zunächst auf konzeptionelle
                  Aspekte der CO2-Entnahme fokussieren und erst in einem späteren Schritt auf konkrete Methoden, also
                  zunächst weit mehr auf Fragen des »Warum« und »Wie viel« als auf das »Wie«.
               

               Eine ernsthafte Diskussion über die Notwendigkeit von Netto-Negativ-Emissionen findet auf EU-Ebene bislang nicht statt.
               

               Dass eine Debatte über CDR in der EU und ihren Mitgliedstaaten so lange nicht stattgefunden
                  hat, liegt auch an der verzögerten Anpassung der europäischen Emissionsminderungsziele
                  an die globalen Szenarien des IPCC. Das 2009 vom Europäischen Rat beschlossene EU-Minderungsziel
                  von 80–95 Prozent bis 2050 bezog seine politische Legitimation aus einem expli­ziten
                  Rückgriff auf eine Tabelle aus dem 4. IPCC-Sachstandsbericht von 2007, der 80–95 Prozent
                  als angemessenen Minderungsbeitrag der Industrieländer darstellte. Da der 5. IPCC-Sachstandsbericht
                  2013 auf eine entsprechende Tabelle verzichtete, entwickelte sich in der EU anschließend
                  keinerlei Diskussion über eine Anpassung des Klimaziels für 2050.32 Dies änderte sich erst nach der Einigung auf das Pariser Abkommen. Während europäische
                  NGOs zunächst argumentierten, die Etablierung des globalen 1,5-Grad-Ziels erfordere,
                  dass die EU ihr Minderungsziel auf 95 Prozent verschärfe, setzte sich mit dem IPCC-Sonderbericht
                  zum 1,5-Grad-Ziel 2018 eine neue Ziel­marke durch, die binnen kürzester Zeit als Maßstab
                  für alle klimapolitischen Akteure in den Industriestaaten leitend geworden ist: Netto-Null-Emissionen bzw. Treibhausgasneutralität.33 Die Differenzierung zwischen einzelnen Ländern, aber auch Städten, Branchen und Unternehmen
                  erfolgt nun über das Jahr, bis zu dem die Netto-Null erreicht werden soll. Der IPCC
                  gibt da­für inzwischen nur noch globale Durchschnittswerte an und verzichtet auf jegliche
                  Unterscheidung zwi­schen Ländergruppen, um genuin politischen Ver­handlungen nicht
                  vorzugreifen. Für eine mindestens 50-prozentige Chance, die globale Erwärmung bis
                  2100 bei 1,5 Grad zu stabilisieren, müssten die THG-Emissionen bis 2067 die Null-Linie
                  erreichen (die leichter zu reduzierenden CO2-Emissionen bereits bis 2050) – um anschließend weit in »negatives Terri­torium«34 vorzustoßen. Die EU-Kommission und die Mitgliedstaaten leiten aus den IPCC-Zahlen
                  ab, dass die EU den Status der Treibhausgasneutralität bis 2050 erreicht haben sollte
                  (siehe Abbildung 1, S. 9, und Tabelle 1).35 Die Mehrzahl der europäischen NGOs fordert indessen eine THG-neutrale EU bis spä­testens
                  2040. Eine ernsthafte Diskussion über die Not­wendigkeit, dass Europa danach Netto-Negativ-Emissio­nen erreichen muss, findet auf EU-Ebene bislang nicht statt – auch wenn dies
                  als langfristige Option in der Verordnung über das Governance-System für die Energieunion
                  bereits angelegt ist.36
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                              i Intergovernmental Panel of Climate Change (IPCC), Global Warming of 1.5 °C. [wie Fn. 3], Tabelle 2.4.

                              ii European Commission, In-Depth Analysis in Support of the COM(2018) 773, Brüssel, 28.11.2018. Quelle: siehe Fn. 51.
                              

                              iii Wert basiert auf Fortschreibung des Emissionsminderungs­pfads von 80–95 Prozent bis
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               Dass sich die klimapolitische Debatte auf Netto-Null-Ziele refokussiert, hat einen
                  (weitgehend unintendierten) Nebeneffekt: Der Ansatz der CO2-Entnahme be­ginnt sich zu normalisieren. Während ein 80–95-Pro­zent-Ziel sicherlich ohne CDR erreicht werden könnte, ist dies bei einem Reduktionsziel von 100 Pro­zent unmöglich – und das ganz unabhängig
                  vom Zieljahr (siehe Abbildung 1, S. 9). Alle klimapolitischen Ak­teure (auch die umweltpolitischen
                  NGOs) akzeptieren grundsätzlich, dass auch in einer treibhausgasneutralen EU noch
                  residuale Emissionsquellen existieren werden, weil diese sich nicht oder nur zu sehr
                  hohen Kosten eliminieren lassen – etwa in der Landwirtschaft, der Stahl- und Zementindustrie
                  oder dem Luft­verkehr.37 Diese Restemissionen können physisch nur mit dem Einsatz von CO2-Entnahme-Methoden aus­geglichen werden.38

            

         

      

   
      
         
            
               Neue Regeln, ähnliches Spiel

               Die Implementierung eines Netto-Null-Ziels wird nicht einfach nur eine europaweite
                  Verschärfung der klimapolitischen Anforderungen mit sich bringen; mit der Normalisierung
                  des CO2-Entnahme-Ansatzes entsteht zugleich auch eine neue Flexibilitäts­ressource. Netto-Null
                  wird einerseits erstmals alle Branchen und Mitgliedstaaten ins Blickfeld ambitio­nierter Klimapolitik rücken und
                  damit auch politisch durchsetzungsstarke Sektoren wie die Agrarwirtschaft oder Mitgliedstaaten
                  mit sehr niedrigem Pro-Kopf-Ein­kommen wie Bulgarien und Rumänien. Alle Emitten­ten
                  werden unter erhöhten Begründungsdruck ge­raten, auch solche, die bislang implizit
                  davon aus­gingen, dass ihr Treibhausgasausstoß zu einem großen Teil unter jene 5–20
                  Prozent fallen wird, die ein EU-Minderungsziel von 80 bis 95 Prozent bis 2050 noch
                  übrig ließ. Die Vorgabe Netto Null wird andererseits aber auch eine Debatte über die Art und den Umfang residualer Emissionen
                  und deren Ausgleich durch gezielte CO2-Entnahmen befördern. Viele Regie­rungen, Branchen und Unternehmen, die unter einem
                  zunehmenden Veränderungsdruck stehen, damit sie immer ehrgeizigere Emissionsminderungsziele
                  auch tatsächlich erreichen, werden in CDR zu­nächst vor allem eine neue politische
                  Flexibilitäts­ressource sehen, ohne zwingend selbst einen Einsatz entsprechender Verfahren
                  zu planen. Zugleich wird eine sich allmählich herausbildende politische wie ökonomische
                  Nachfrage nach CDR auch potentielle Anbieter von CO2-Entnahmen auf den Plan rufen, die sich zutrauen, die entstehenden Marktchancen zu
                  nutzen.
               

               Der Ansatz der CO2-Entnahme aus der Atmosphäre wird das Feld der Klimapolitik erweitern.
               

               Die Integration von CDR in ein Netto-Null-Ziel­programm geht somit nicht mit einem
                  grundlegenden Paradigmenwechsel in der EU-Klimapolitik einher und ebenso wenig wird
                  sie zu grundlegenden Veränderungen in der Interaktion der zentralen Akteure führen.39 Der Ansatz der CO2-Entnahme aus der Atmosphäre wird jedoch das Feld der Klimapolitik erweitern, indem
                  die Zahl der Deutungs- und Hand­lungsvariablen zunehmen wird. Die Normalisierung des
                  Konzepts der gezielten Entnahme von atmosphärischem CO2 wirft unmittelbar Fragen der Konvergenz und Gerechtigkeit auf, vornehmlich zwischen
                  Mit­gliedstaaten und zwischen Emissionssektoren bzw. Branchen: Wer darf länger oder
                  gar dauerhaft ober­halb der Null-Linie bleiben? Wer organisiert und wer zahlt die
                  CO2-Entnahmen?
               

               Wenn es möglich ist, residuale Emissionen durch CO2-Entnahmen auszugleichen um Netto-Null-Emis­sionen zu erreichen, dann ist es selbstverständlich
                  ebenfalls denkbar, dass einzelne Staaten oder Bran­chen (etwa solche mit einem geringen
                  Anteil residua­ler Emissionen oder günstigen Bedingungen für den Einsatz von CDR-Methoden)
                  deutlich mehr CO2 aus der Atmosphäre entnehmen als sie selbst noch an Treibhausgasen ausstoßen. Diese
                  akteursspezifische Netto-Negativ-Option gäbe anderen Staaten oder Branchen (etwa solchen
                  mit einem hohen Anteil an residualen Emissionen, ungünstigen Bedingungen für den Einsatz
                  von CDR-Methoden oder schwierigen ökonomischen Voraussetzungen) die Option, ihre Emissionen
                  im Rahmen einer EU-weiten Netto-Null-Zielvorgabe (noch) nicht um 100 Prozent reduzieren
                  zu müssen.40 Vor diesem Hintergrund hat Polen, als der Europäische Rat im Dezember 2019 das Klima­neutralitätsziel
                  2050 erstmals beschloss, die Formulierung durchgesetzt, dass »ein Mitgliedstaat […]
                  sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht verpflichten [kann], dieses Ziel für sich umzusetzen«.41 Bei der Ver­öffentlichung ihres Entwurfs für ein EU-Klimagesetz hat die Kommission
                  dieser Position Rechnung ge­tragen, indem sie nicht etwa vorschlägt, dass alle Mit­gliedstaaten
                  2050 klimaneutral sein müssen, sondern Klimaneutralität als »Unionsziel« definiert,
                  das von der EU insgesamt zu erreichen ist.42 Diese Klauseln, die für die klimapolitisch interessierte Öffentlichkeit nicht leicht
                  zu deuten sind, erlauben es den progressiven Mitgliedstaaten der Green Growth Group
                  zu­nächst noch, der Frage auszuweichen, ob sie bereit sind, sich zugunsten Polens
                  und anderer potentieller Nachzügler bereits für 2050 auf nationale Reduk­tions­ziele
                  von mehr als 100 Prozent zu verpflichten. Aus Sicht der Vorreiterstaaten wäre in einem
                  solchen Fall nicht zuletzt fraglich, ob und wann sie aus ihrem Vorsprung bei der Entwicklung
                  von CO2-Entnahme-Verfahren jemals einen ökonomischen Vorteil ziehen können. Ein naheliegender
                  Ausweg läge darin, EU-weit finanzielle Anreize für das Generieren von nega­tivem CO2 zu setzen und entsprechende Gutschriften länder- und branchenübergreifend nutzbar
                  zu machen. Dies würde in letzter Konsequenz aber be­deuten, dass Staaten und Unternehmen
                  mit objektiv schwierigeren Ausgangsbedingungen höhere Kosten zu tragen hätten. Zudem müsste vor dem Hintergrund der derzeitigen Struktur der EU-Klimapolitik – die Emissionsminderungsverpflichtungen
                  der Staaten und Unter­nehmen über deren eindeutige Zuordnung zu drei regulatorischen
                  Säulen (Emissionshandel, mit­gliedstaatliche Lastenteilung und Landnutzung / Forst­wirtschaft) organisiert – dann bereits vorab definiert werden, welche Akteursgruppen
                  langfristig verpflichtet wären, Überschüsse an negativem CO2 bereit­zustellen.
               

            

         

      

   
      
         
            Akteure und Positionierungen

            Angesichts ihres Anspruchs, die eigene Klimapolitik (zumindest diskursiv) am klimawissenschaftlichen
               Konsens zu orientieren, wird es für die EU nicht mehr darum gehen, ob sie CDR einsetzen
               wird, sondern nur noch, wie. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass die Integration
               des CO2-Entnahme-Ansatzes in den kom­menden Jahren im Wesentlichen auf die konzeptionell-modellierende
               Ebene beschränkt bleibt und sich (noch) nicht in einer konsistenten Handlungspraxis
               widerspiegelt – ein in der Klimapolitik weit ver­brei­tetes Phänomen.43 Ein erstes wichtiges Gelegenheits­fenster wird sich im Umfeld der Entscheidung über
               eine Verschärfung des EU-Klimaziels für 2030 öffnen, die für Ende 2020 erwartet wird
               – entweder bereits in den strategischen Festlegungen über Höhe und Struktur des Ziels,
               spätestens aber in den nachfolgen­den Gesetzgebungsverfahren zur Novellierung der
               drei wichtigsten klimapolitischen Rechtsakte der Union: der Emissionshandelsrichtlinie,
               der Lasten­teilungsverordnung und der Verordnung über Land­nutzung, Landnutzungsänderung
               und Forstwirtschaft (Land-Use, Land-Use Change and Forestry, LULUCF).
            

            Aus gegenwärtiger Sicht lässt sich nur begrenzt einschätzen, wie die Integra­tion
               von CDR in die europäische Klimapolitik verlaufen wird.
            

            Aus gegenwärtiger Sicht lässt sich nur begrenzt einschätzen, wie die Integration von
               CDR in die euro­päische Klimapolitik verlaufen wird, denn viele der in diesem Feld
               relevanten Akteure (EU-Kommission, Mit­gliedstaaten, Europäisches Parlament, regulatorisch
               mit der EU verknüpfte Nachbarstaaten, Unternehmen und umweltpolitische NGOs) haben
               bislang noch keine substantielle – und damit potentiell stabile – Position zur Rolle
               gezielter CO2-Entnahmen erarbeitet. Ebenso wenig gibt es aussagekräftige Unter­suchungen hinsichtlich
               der gesellschaftlichen Ak­zep­tanz von CDR bzw. einzelner CDR-Methoden.44

         

      

   
      
         
            
               Europäische Kommission

               Die Kommission ist eine der treibenden Kräfte bei der Integration von CDR in die EU-Klimapolitik.
                  Sie ist schon vor mehr als einer Dekade dafür eingetreten, den Ansatz der CO2-Entnahme aus der Atmosphäre in globale Klimaschutzszenarien des IPCC aufzunehmen. Seither hat sie die Etablierung der zugrundeliegenden Modellierungsinfrastrukturen
                  in der Klimaökonomie entscheidend befördert.45 In EU-internen Klimaschutz­szenarien spielte die planmäßige CO2-Entnahme jedoch lange Zeit keine Rolle. Dies änderte sich erst Ende 2018 mit der
                  Vorlage eines Entwurfs für eine neue Klima-Langfriststrategie, dem formellen Auftakt
                  für die Beratungen der Mitgliedstaaten über ein neues EU-Klimaziel 2050.46 Mit diesem Strategiepapier ver­ankerte die Kommission nicht nur die Netto-Null-Vision
                  in der EU-Klimapolitik. Sie erklärte gezielte CO2-Entnahmen auch explizit zu einer der strategischen Prioritäten beim Verfolgen einer
                  Netto-Null-Politik. Zwar liegt das Hauptaugenmerk künftiger Anstrengungen auch weiterhin
                  auf der Vermeidung von THG-Emissionen. Die Umfänge residualer Emis­sionen und der
                  damit korrespondierenden CO2-Ent­nahmen fallen im Jahr 2050 jedoch beträchtlich aus (siehe Abbildung 2).
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                              Quelle: Europäische Kommission, Ein sauberer Planet für alle. Eine Europäische strategische, langfristige Vision für
                                       eine wohlhabende, moderne, wettbewerbsfähige und klimaneutrale Wirtschaft, KOM(2018) 773, Brüssel, 28.11.2018.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               Bei den technologischen CDR-Metho­den setzt die Kommission bislang nur auf BECCS und
                  DACCS. Diese sollen ab 2035 zum Einsatz kommen.
               

               In der Kombination zweier unterschiedlicher Netto-Null-Szenarien (einmal mit höheren,
                  einmal mit relativ niedrigen Anteilen an technologiebasiertem CDR) geht die Kommission
                  in ihrer begleitenden technischen Analyse47 für 2050 von residualen Emis­sionen von über 550 Megatonnen aus, die durch CDR auszugleichen
                  wären, was etwa 10 Prozent der EU-Emissionen im Jahr 1990 entspricht. Das Strategie­dokument
                  der Kommission sieht vor, die CO2-Ent­nahmen aus Landnutzung und Forstwirtschaft ent­gegen dem derzeitigen Trend wieder
                  auszubauen und die Landsenke zukünftig vollumfänglich auf das EU-Klimaziel anzurechnen.
                  In der Emissionsbericht­erstattung der EU und ihrer Mitgliedstaaten werden die (zumeist
                  negativen) LULUCF-Emissionen jeweils separat ausgewiesen. Bis 2020 werden sie gar
                  nicht auf die Erfüllung des EU-Emissions­minderungsziels (20 Prozent) angerechnet.
                  Für die Erfüllung des 2030-Ziels (40 Prozent) ist dies zu einem kleinen Teil mög­lich,
                  aber nur insoweit sich einzelne Mitgliedstaaten dafür entscheiden, die individuell
                  festgeschriebenen Höchstmengen an LULUCF-Gutschriften bei der Ein­haltung ihrer Minderungsverpflichtungen
                  gemäß der Lastenteilungsverordnung einzusetzen. Bei den tech­nologischen CDR-Methoden
                  setzt die Kommission bislang ausschließlich auf BECCS und DACCS. Diese sollen ab 2035
                  zum Einsatz kommen.48

               Während die Kommission die Entnahme von atmo­sphärischem CO2 konzeptionell also stark aufwertet, lässt sich bisher noch nicht abschätzen, wie
                  sich dies in der politisch-administrativen Praxis auswirken wird. In der Mitteilung zum European Green Deal finden CDR-relevante Initiativen mit einer Ausnahme – der Entwicklung einer neuen
                  EU-Forststrategie – keine Erwähnung.49 Im Kommissionsentwurf zum Euro­päischen Klimagesetz hingegen wird explizit auf den
                  notwendigen Einsatz von »natürlichen und technologischen« Entnahmemethoden verwiesen,
                  um das Ziel der THG-Neutralität EU-weit erreichen zu können.50 Über das EU-Forschungsrahmenprogramm Horizon 2020 werden bereits CDR-Forschungsprojekte geför­dert. Politisch unterstützt die Kommis­sion
                  zudem neue Projekte zur Abscheidung, zum Transport und zur geologischen Speicherung
                  von CO2 (Port of Rotter­dam und Northern Lights). Sie hat darüber hinaus an­gekündigt, aus den Mitteln des circa 10 Milliarden Euro
                  umfassenden Innovationsfonds, der ab 2021 Teil des Emissionshandelssystems (Emissions
                  Trading System, ETS) ist, auch Pilot- und Demonstrations­anlagen für CCS und CDR zu
                  fördern.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Mitgliedstaaten

               Die Mitgliedstaaten lassen bislang kaum erkennen, wie sie mit dem Thema CO2-Entnahme künftig strate­gisch umgehen wollen. Dies wird sich im Zuge der Konkretisierung
                  eines EU-weiten Netto-Null-Ziels ändern. Ein Blick auf die Mitgliedstaaten, die bereits
                  nationale Ziele zur Treibhausgasneutralität ver­abschiedet haben, zeigt allerdings,
                  dass dies meist ohne detaillierte Überlegungen darüber geschieht, mit welchem Niveau
                  an residualen Emissionen im ersten Netto-Null-Jahr zu rechnen ist und wie die entsprechenden
                  CO2-Entnahmen realisiert werden sollen. Selbstverständlich stehen auch bei einem THG-Neutralitätsziel
                  klassische Emissionsreduktionen im Vordergrund, bei der Verkündung entsprechender
                  Ziele allerdings nicht selten auch das Politikmarketing. Zwar haben die Regierungen
                  von Schweden (2045), Portugal (2050), Frankreich (2050), Finnland (2035) und Österreich
                  (2040) bereits nationale Netto-Null-Ziele beschlossen, und auch Deutschland (2050)
                  hat sich in seinem Ende 2019 verabschiedeten Bun­des-Klimaschutzgesetz dazu bekannt;
                  doch in keinem dieser Länder kann bisher von einer planvollen natio­nalen CDR-Politik
                  die Rede sein. Dementsprechend fehlt es auch an einer aktiven Positionierung in dieser
                  Frage auf EU-Ebene.51

               Regierungen entwickeln ihre Haltung jedoch nicht selten auch reaktiv, in Bezug auf
                  konkrete Pläne der EU-Kommission oder die Positionierungen anderer Mitgliedstaaten.
                  Eine besondere Bedeutung dürfte dabei der künftigen Haltung derjenigen Mitglied­staaten
                  zukommen, deren derzeitige Emissionsprofile vergleichsweise hohe Mengen an residualen
                  Emissionen erwarten lassen, und derjenigen, die sich aus politi­schen oder volkswirtschaftlichen
                  Gründen nicht darauf einlassen wollen, Netto-Null-Emissionen bereits 2050 zu erreichen.
                  Zur ersten Gruppe zählt Irland, wo 33 Prozent der Gesamtemissionen aus der Landwirtschaft stammen, ein großer Teil
                  davon Methan und Lachgas, die sich, sofern man an den derzeitigen Produktionsstrukturen
                  festhält, nur unter großem Aufwand oder überhaupt nicht eliminieren lassen werden.
                  Irland dürfte es sehr schwerfallen, die voraussichtlich hohen Mengen an Residualemissionen
                  mit CO2-Entnahmen vollständig selbst auszugleichen.52 Dies gilt umso mehr, als Irland gegenwärtig zu der sehr kleinen Gruppe von Mitgliedstaaten
                  zählt, bei der LULUCF keine Nettosenke, sondern eine Emis­sionsquelle darstellt. Sollte
                  der nicht unwahrschein­liche Fall eintreten, dass sich Irland für außerstande erklärt,
                  auf nationalem Territorium Netto-Null-Emis­sionen erreichen zu können, wäre damit
                  die Erwar­tung verbunden, dass in anderen Mitgliedstaaten Netto-Negativ-Emissionen
                  generiert werden.
               

               Die zweite Gruppe wird derzeit von Polen an­geführt, dessen Regierung in den Schlussfolgerungen des Europäischen Rats zum
                  Netto-Null-Ziel 2050 hat festhalten lassen, dass das Land »sich zum gegenwärtigen
                  Zeitpunkt nicht verpflichten [kann], dieses Ziel für sich umzusetzen«. Die polnische
                  Regierung hat in den Verhandlungen mehrfach den Standpunkt ver­treten, dass ein nationales
                  Netto-Null-Niveau kaum vor 2070 vorstellbar sei. Auch dies würde aus heuti­ger Sicht
                  bedeuten, dass die Emissionen einiger ande­rer EU-Mitgliedstaaten zur Jahrhundertmitte
                  bereits netto negativ sein müssten, und das aufgrund des relativ großen Umfangs der
                  polnischen Emissionen in beträchtlichem Ausmaß.53 Sowohl für Irland als auch für Polen lässt sich durchaus begründen, warum das Erreichen
                  des Netto-Null-Ziels noch herausfordernder ist als im EU-Durchschnitt. Ob, und wenn
                  ja, unter welchen Bedingungen dieser Umstand anerkannt werden wird, ist vor allem
                  eine Frage der Verhandlungsmacht der betreffenden Regierungen.
               

               Dass manche EU-Mitgliedstaaten – vor allem jene im Norden und Westen – im Klimaschutz
                  größere Anstrengungen unternehmen als andere, ist dabei keineswegs neu. Jedoch dürfte
                  die aus heutiger Sicht paradox scheinende Erwartung, dass manche Länder vor 2050 unter Null gehen sollen, damit andere (erst einmal) über Null bleiben können, in klimapolitisch ehrgeizigen Mitgliedstaaten auf einigen Widerspruch
                  stoßen – insbesondere solange mit dem Einsatz von Entnahmemethoden keine wirtschaftlichen
                  Vorteile erzielt werden können. Ein näherer Blick auf jene Länder und Regierungen,
                  die bereits Netto-Null-Ziele verabschiedet haben, zeigt jedoch, dass die Planungen
                  für gezielte CO2-Entnahmen noch am Anfang stehen:
               

               In Österreich hat die neue Regierungskoalition An­fang 2020 zwar ein überraschend ehrgeiziges Klima­neutralitätsziel
                  für 2040 angekündigt, jedoch nicht skizziert, ob sich der Emissionspfad bis 2050 unter
                  die Null-Linie bewegen soll. Hinsichtlich des Ausgleichs residualer Emissionen wird
                  Österreich vorrangig auf LULUCF-Senken setzen.54 In Finnland hat sich die Regie­rung, die 2019 ins Amt gekommen ist, auf ein Netto-Null-Ziel für
                  2035 als Zwischenschritt zu Netto-Negativ-Emissionen geeinigt. Konkrete Maßnahmen,
                  um diese selbstgestellte Vorgabe zu erfüllen, sind im NEKP jedoch noch nicht abgebildet.
                  Für den Ausgleich residualer Emissionen setzt Finnland erklärter­maßen auf eine Ausweitung
                  der Senken aus Landnutzung und Forstwirtschaft und kündigt für die CO2-Entnahme ein eigenständiges Unterziel an.55 Frank­reich ist der einzige EU-Mitgliedstaat, der bereits in seinem NEKP ankündigt, zur Erreichung
                  seines Null­emissionsziels eine technologische CO2-Entnahme-Methode einzusetzen. Im Jahr 2050 sollen aus BECCS 10 Megatonnen beigesteuert
                  werden. Allerdings hat die Regierung in Paris bisher nicht spezifiziert, wie die entsprechenden
                  Kapazitäten aufgebaut werden könnten und wo das CO2 gespeichert werden soll.56 In Portugal hat sich die Regierung bereits 2016 dazu be­kannt, das Land bis 2050 THG-neutral
                  zu machen, und mögliche Wege dorthin 2019 in einer nationalen Langfriststrategie skizziert.
                  Zum Ausgleich residualer Emissionen ist ausschließlich die LULUCF-Senke vor­gesehen.57 
               

               Deutschland hat sich mit dem Klimaschutzgesetz vom Dezember 2019 ausdrücklich auch zum Netto-Null-Ziel
                  2050 bekannt. Bislang ist aber nicht deutlich geworden, in welchem Umfang CO2-Entnahmen not­wendig sein dürften und mit welchen Methoden sie realisiert werden
                  sollen.58 Während das Klimaschutzgesetz auf die Rolle von LULUCF verweist, erwähnt der NEKP-Entwurf
                  den möglichen Einsatz sowohl bio­logischer als auch technischer CDR-Verfahren, ohne
                  jedoch ins Detail zu gehen.59 Antworten der Bundes­regierung auf einschlägige parlamentarische An­fragen60 legen nahe, dass die Präferenz derzeit auf dem Ausbau der LULUCF-Senke liegt. Der
                  Grund dafür ist nicht nur, dass diese Senke derzeit nur circa 2 Pro­zent der Emissionen
                  von 1990 ausmacht und damit weit unter dem EU-Durchschnitt liegt.61 Die Bevorzu­gung von LULUCF als CO2-Entnahmequelle ist auch auf die in Deutschland nur geringe Akzeptanz für die geologische Speicherung von CO2 zurückzuführen, wie sie bei BECCS und DACCS zur Anwendung käme.62

               Am fortgeschrittensten ist die CDR-Debatte innerhalb der EU bislang in Schweden. Dort hat man sich bereits 2016 auf ein Nullemissionsziel für 2045 fest­gelegt, ähnlich
                  wie Finnland explizit mit der Per­spektive, anschließend Netto-Negativ-Emissionen
                  zu generieren. Allerdings wurde bei der Verkündung des Netto-Null-Ziels lediglich
                  definiert, dass 85 Prozent mit konventionellen Klimaschutzmaßnahmen erreicht werden sollen. Eine Regierungskommission wurde 2018 damit beauftragt, Vorschläge
                  zu erarbeiten, wie die verbleibenden 15 Prozent realisiert werden kön­nen. Im Gespräch
                  sind etwa eine stärkere Anrechnung der LULUCF-Senken, die Nutzung von inter­nationalen
                  Gutschriften oder technologische CO2-Entnahme-Methoden. Der entsprechende Bericht wurde erst im Januar 2020 vorgelegt,63 eine Grundsatzentscheidung der schwedi­schen Regierung zum Umgang mit CDR steht noch
                  aus. Im Klimaaktionsplan, den die Regierung Ende 2019 vorgelegt hat, wird bereits ein Engagement zur Förderung von BECCS angekündigt. Dieses Verfahren ließe sich in Schweden nicht nur in Biomasse-betriebenen Strom- und Wärme­kraftwerken einsetzen, sondern auch in der Papier- und Zellstoffproduktion, die für
                  einen großen Teil der industriellen Emissionen verantwortlich ist.64 Würde Schweden dazu übergehen, seine sehr umfangreichen CO2-Entnahmen aus Landnutzung und Forstwirtschaft voll auf die Erfüllung des nationalen Klimaziels an­zurechnen, könnte das Land ein
                  Netto-Null-Emissions­niveau schon vor 2030 erreichen.65

            

         

      

   
      
         
            
               Regulatorisch verknüpfte Nachbarstaaten

               Die Klimapolitik der EU regelt nicht nur die Emissions­quellen und -senken ihrer derzeit 27 Mitgliedstaaten. Über regulatorische Verknüpfungen
                  hat sie direkt und indirekt auch Effekte auf einige europäische Nachbarstaaten. So
                  sind Island und Norwegen als Mitglieder des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) auch
                  Teil des EU-Emissionshandels. Ab 2021 fällt Norwegen mit eigenen nationalen Zielen
                  auch unter die Lastenteilungs- und unter die LULUCF-Verordnung. Das nationale Emissionshandelssystem des Nicht-EWR-Mitglieds Schweiz wiederum ist
                  seit 2020 mit dem EU ETS verknüpft. Im Falle des Vereinigten Königreichs gilt es als
                  wahrscheinlich, dass das Land auch nach der noch laufenden Übergangsphase entweder
                  Teil des EU-ETS bleibt oder – ähnlich wie die Schweiz – daran interessiert sein wird,
                  einen natio­nal organisierten Emissionshandel mit dem der EU zu koppeln. Zudem ist
                  zu erwarten, dass eine euro­päische Netto-Null-Politik auch die sehr großen CO2-Speicherkapazitäten ins Blick­feld rücken wird, über die Norwegen und Großbritannien
                  unter dem Meeres­boden der Nordsee verfügen.66 Aufgrund dieser viel­fältigen Verflechtungen wird eine EU-Politik der ge­zielten
                  CO2-Entnahme direkt und indirekt auch von diesbezüglichen Schritten in den genannten
                  Nachbarländern mitgeprägt werden. Sollten die Schweiz, Norwegen oder Großbritannien
                  CO2-Entnahmen zum integralen Bestandteil ihrer Klimapolitik machen, wird dies entsprechende
                  Entwicklungen innerhalb der EU befördern.
               

               Auch die Regierung der Schweiz hat 2019 ein Netto-Null-Ziel 2050 beschlossen. Die Details der neuen schweizerischen
                  Klimastrategie sollen im Laufe des Jahres 2020 ausgearbeitet werden. Bereits in ihrer
                  Ankündigung verweist die schweizerische Regierung darauf, dass zum Ausgleich der residualen
                  Emissionen neben internationalen Projektgutschriften und natürlichen CO2-Speichern »auch Technologien zum Einsatz kommen, die der Atmosphäre Treibhausgase
                  dauerhaft entziehen und diese speichern«, und dass heimische Industrie und Forschungseinrichtungen
                  einen wichtigen Part bei der Entwicklung solcher Technologien übernehmen werden.67 Auf diese Weise ver­sucht die schweizerische Regierung, den Ansatz der aktiven CO2-Entnahme unmittelbar in das domi­nante klimapolitische Paradigma zu integrieren und
                  für ein grünes Wachstumsversprechen anschlussfähig zu machen. Damit hebt sie implizit
                  auch die Rolle von Climeworks hervor, einem aus der ETH Zürich hervorgegangenen Unternehmen, das weltweit zu den
                  führenden Herstellern von Direct-Air-Capture-Anlagen gehört.
               

               Großbritannien ist derzeit weltweit das führende Land bei der Integration des CO2-Entnahme-Ansatzes. Dies dürfte vor allem auf zwei Faktoren zurück­zufüh­ren sein: erstens auf die institutionalisierte Einbindung wissenschaftlicher Expertise in den Politikprozess des Königreichs, die das britische
                  Klimaschutzgesetz von 2008 gewährleistet, und zweitens auf das traditionell hohe Maß
                  an Technologieoffenheit in der Klima­politik des Landes. Das unabhängige Committee
                  on Climate Change (CCC), das Regierung und Parlament in allen Fragen der Klimapolitik
                  berät und in 5-Jahres-Schritten Vorschläge für nationale Emissionsbudgets unterbreitet,68 hat schon 2016 angeregt, für das Er­reichen eines Reduktionsziels von 80 bis 90 Prozent
                  bis 2050 in großem Umfang auf CDR-Methoden zu setzen und dabei insbesondere auf BECCS.69 Bereits 2017 lief das erste interdisziplinäre CDR-Forschungs­programm an. Im gleichen
                  Jahr nahm die Regierung CO2-Entnahme-Technologien explizit in ihre Clean Growth Strategy auf, während das CCC einen detaillierten Katalog an Fortschrittsindikatoren für CDR
                  ent­wickeln ließ.70 So überrascht es nicht, dass eine von der Regierung in Auftrag gegebene CCC-Studie
                  zu den Möglichkeiten, bis 2050 auf nationaler Ebene ein Netto-Null-Niveau zu erreichen,
                  den umfangreichen Einsatz von CO2-Entnahme-Methoden empfiehlt.71 Nach der offiziellen Verabschiedung eines entspre­chenden Ziels im Juni 2019 verkündete
                  die Regierung schon im folgenden Herbst, dass sie ein Programm zur Förderung von CDR-Demonstrationsprojekten
                  im Umfang von umgerechnet knapp 40 Millionen Euro auflegt.72 Im Unterschied zu anderen europäischen Ländern liegen für das Vereinigte Königreich
                  bereits eine Fülle von Studien zum technischen Potential und regulatorischen Anreizen für den Einsatz verschie­dener CO2-Entnahme-Methoden vor.73 Die britische Regierung hat bislang allerdings noch nicht erkennen lassen, welche
                  Methoden sie priorisieren will und welche Anreizsysteme sie dafür aufzubauen gedenkt.74

            

         

      

   
      
         
            
               Europäisches Parlament

               Obgleich das Europäische Parlament in seiner Mehr­heit zu den klimapolitisch progressiveren
                  Akteuren in der EU zu zählen ist, hat es sich bei der Frage geziel­ter CO2-Entnahmen bisher kaum hervorgetan. Zwar war es das EP, das bei den 2018 abgeschlossenen
                  Ver­handlungen zur Verordnung über das Governance-System für die Energieunion gegenüber
                  dem Rat durchsetzte, dass die langfristige Option eines euro­päischen Netto-Negativ-Emissionspfads
                  in dem Doku­ment ausdrücklich erwähnt wird. Daraus folgten jedoch keine wahrnehmbaren
                  Aktivitäten des EP in Sachen CDR. In Initiativberichten wurde der CO2-Entnahme-Ansatz bis dato nicht in den Vordergrund gerückt. Auch in konkreten klimapolitischen
                  Gesetz­gebungsverfahren der vergangenen Legislaturperiode, – etwa bei den Novellen
                  zur Emissionshandels­richtlinie, zur Lastenteilungsverordnung und der Neuaufsetzung
                  der LULUCF-Verordnung – hat ein dezidierter CDR-Ansatz keine Rolle gespielt. Es gibt
                  derzeit keine belastbaren Anhaltspunkte dafür, wie sich das EP in seiner derzeitigen
                  Zusammensetzung positionieren würde, wenn eine verstärkte Integration von CDR in zentrale
                  EU-Rechtsakte auf der Agenda stünde.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Unternehmen

               Im Rahmen des europäischen klimapolitischen Para­digmas werden unternehmerische Akteure
                  in zwei­facher Weise angesprochen: Zum einen als (emittie­rende) Verantwortliche für
                  das Problem und zum anderen als potentielle Innovationstreiber mit grünen Wachstumschancen.
                  Das Gleiche gilt auch für die Thematik der CO2-Entnahme. Die Durchsetzung des Netto-Null-Ziels in fast allen europäischen Staaten
                  bringt auf der Verantwortungsseite zunächst einmal die Erwartung mit sich, dass jedes Unternehmen Wege auslotet, seine Emissionen weitestmöglich zu elimi­nieren und den verbleibenden Rest
                  auszugleichen.75 Zugleich steht zumindest implizit die Annahme im Raum, dass künftig eine signifikante
                  Nachfrage nach CO2-Entnahmen entstehen wird, die innovativen Unternehmen auch Marktchancen bietet, weit
                  über den eigenen Ausgleichsbedarf hinaus.
               

               Von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen, haben sich europäische Unternehmen und Branchenverbände
                  bislang noch nicht zum Ansatz der CO2-Ent­nahme und dem dazu notwendigen Regulierungsrahmen positioniert.76 Eine Ausnahme stellt der in der Schweiz ansässige DAC-Anlagenbauer Climeworks dar, dessen Geschäftsmodell – das Ausfiltern von Kohlenstoffdioxid aus der Umgebungsluft
                  – nur dann erfolgreich sein kann, wenn die CO2-Entnahme zum integralen Bestandteil der Klimapolitik der Industrie- und Schwellenländer
                  wird. Da es für die geologische Speicherung von CO2 bisher noch keine wirksamen Anreizsysteme gibt, lassen sich DAC-An­lagen derzeit
                  nur dann kommerziell einsetzen, wenn das aus der Luft abgeschiedene CO2 wiederverwendet wird, etwa in der Getränkeindustrie.77 
               

               Politisch weit mehr Gewicht besitzen Unternehmen, die CO2-Entnahmen zu einem integralen Bestandteil eines schon lange etablierten Geschäftsmodells machen wollen. Diese finden sich vor allem in Ländern mit Netto-Null-Zielen und fortgeschrittener
                  CDR-Debatte. So plant etwa Stockholm Exergi, der Stromversorger und Fernwärmebetreiber der schwedischen Hauptstadt, nicht nur
                  die weitgehende Dekarbonisierung seiner ohnehin schon überwiegend Biomasse-betriebenen
                  Produktion, sondern will mit Hilfe von BECCS und Pflanzenverkohlung die Emissionen
                  mittelfristig auch unter die Null-Linie bringen.78 Im Vereinigten König­reich hat der Betreiber des ehemals größten Kohle­kraftwerkkomplexes
                  des Landes, die Drax-Gruppe, angekündigt, die Stromproduktion nach und nach komplett auf Biomasse umzustellen
                  und mit Hilfe von BECCS bis 2030 Netto-Negativ-Emissionen zu generieren.79 Beide Unternehmen betreiben bereits heute BECCS-Demonstrationsanlagen, stehen aber
                  auf dem Standpunkt, dass die Aufnahme eines kommerziellen Betriebs staatlicher Unterstützungsleistungen
                  bedarf. Während Drax davon ausgeht, das abgeschiedene CO2 auf britischem Hoheitsgebiet speichern zu können, sehen die Planungen von Stockholm Exergi vor, das CO2 nach Norwegen zu transportieren.
               

               Dass Unternehmen aus dem Energiesektor zu den CDR-Pionieren zählen, ist durchaus naheliegend.
                  Die Option, BECCS in Kraftwerken einzusetzen, dominiert bis heute die CDR-Portfolios
                  in klimaökonomischen Szenarien. Auch das technologieorientierte der beiden Nullemissionsszenarien
                  der EU-Kommission geht davon aus, dass der europäische Stromsektor im Jahr 2050 bereits
                  141 Megatonnen CO2 aus der Atmo­sphäre entfernt. Doch der zuständige Branchen­verband hat sich diese
                  Sichtweise noch nicht zu eigen gemacht: Die Langfristvision von Eurelectric geht davon aus, dass der europäische Stromsektor bis 2045 Netto-Null-Emissionen erreichen kann,
                  auf Basis von Er­neuerbaren und Kernenergie, aber ohne CDR. Von einem anschließenden
                  Unterschreiten der Null-Linie ist in entsprechenden Strategiedokumenten bislang an
                  keiner Stelle die Rede. Inwieweit der Stromsektor von einem Einsatz von CO2-Entnahme-Methoden finanziell profitieren könnte, hängt maßgeblich da­von ab, wie
                  die betreffende Regulierung ausgestaltet wird, wie die technische Entwicklung voranschreitet
                  und welcher Preis pro negative Tonne CO2 sich bei potentiellen Nachfragern im Zertifikatehandel erzie­len lässt. So geht das
                  technologieorientierte Kom­missionsszenario davon aus, dass im Jahr 2050 die Emissionen
                  im gesamten ETS bei minus 50 Mega­tonnen liegen werden. Branchen wie der Stahl-, Zement-,
                  Chemie- und Luftverkehrsindustrie werden nach wie vor residuale Emissionen zugestanden,
                  die der Stromsektor mit CO2-Ent­nahmen (über)kompen­siert.80 Außerhalb des Emissionshandels träte zudem die Agrarwirtschaft als großer Nachfrager
                  für nega­tives CO2 auf. Die in diesem Sektor schwer bzw. nicht zu vermeidenden Emissionen könnten durch
                  Ent­nahmemethoden wie Pflanzenverkohlung oder die erhöhte Kohlenstoffbindung in Böden
                  ausgeglichen werden, vor allem aber durch die sehr viel größeren Senken aus der Forstwirtschaft.81 Ob aus dieser model­lierten Konstellation tragfähige Geschäftsideen und Geschäftskonzepte entstehen, lässt sich
                  aus heutiger Sicht kaum vorhersagen.82 Es lässt sich aber absehen, dass die Option der CO2-Entnahme die klimapolitischen Zukunftserwartungen von Unternehmen und Bran­chen verändern
                  wird.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Nichtregierungsorganisationen

               Umweltpolitische NGOs stellen nicht in Abrede, dass die von ihnen geteilte Nullemissionsvision
                  ein Netto-Element beinhaltet, also residuale Emissionen und CDR. Bei ihnen ist aber
                  durchgängig die Befürchtung präsent, dass die Aufwertung eines CO2-Entnahme-Ansatzes die Integrität der europäischen Klimapolitik unterminieren könnte
                  – entweder auf einer konzep­tionellen Ebene oder durch den Einsatz von Methoden, die
                  die NGOs als problematisch einschätzen, insbesondere BECCS und DACCS. Verglichen mit
                  der EU-Kommission und nationalen Regierungen treten NGOs generell für frühere Netto-Null-Zieldaten
                  und niedrigere Volumina an residualen Emissionen bzw. CDR ein. So fordert der Dachverband
                  der europäischen klimapolitischen NGOs, CAN Europe, ein Zieljahr 2040 und eine weitgehende Dekarbonisierung aller Emissionssektoren.
                  Im Rückgriff auf das in den ver­gangenen Jahren populär gewordene Konzept »natur­naher
                  Lösungen« (nature-based solutions)83 will CAN Europe den Einsatz der CO2-Entnahme-Methoden auf »erprobte« Praktiken wie die Wiederherstellung von Ökosystemen
                  oder die Erhöhung der CO2-Speicherung in Böden beschränkt sehen.84 Technische Verfahren wie BECCS oder DACCS werden in Positionspapieren in der Regel
                  gar nicht erwähnt oder aber als »künstlich« und »risikobehaftet« abgelehnt.85 Die politisch konstruierte Trennlinie zwischen »natürlichen« und »künstlichen« CDR-Metho­den
                  ist ein prägendes Ele­ment des europäischen NGO-Diskurses. Nur einzelne nationale
                  Organisationen scheren aus dieser Argu­mentationslinie aus, etwa die britische Sektion
                  des World Wildlife Fund for Nature (WWF), in deren Netto-Null-Szenario für 2045 technologische Methoden wie BECCS und
                  DACCS höhere CDR-Volumina generieren als ökosystembasierte Ansätze.86

            

         

      

   
      
         
            Der CO2-Entnahme-Ansatz: Einstiegspfade, Zielstruktur und Policy-Designs
            

            Auf ihrem Weg zur Erfüllung der eigenen klima­politischen Ziele wird die Europäische
               Union nicht umhinkommen, ergänzend zu weitreichenden Maßnahmen der klassischen Emissionsminderung
               auch den unkonventionellen Klimaschutzansatz der CO2-Entnahme aus der Atmosphäre zu verfolgen. Dass der Einsatz von CDR-Methoden notwendig
               wird, dürfte der breiteren Öffentlichkeit erst dann bewusst wer­den, wenn die EU oder zumindest einige der umweltpolitisch progressiven Mitgliedstaaten
               Netto-Negativ-Ziele beschließen. Die Entnahme von atmosphärischem CO2 ist allerdings schon unabdingbar, um das bereits beschlossene Netto-Null-Ziel der
               EU bis 2050 zu er­reichen, da nicht alle Emissionsquellen vollständig eliminiert werden
               können (etwa in der Landwirtschaft, in der Stahl- und Zementindustrie oder im Luftverkehr)
               und diese residualen Emissionen mit Hilfe von CDR-Methoden ausgeglichen werden müssen.
            

            Zwar hat die Kommission damit begonnen, dem Konzept der CO2-Entnahme einen signifikanten Stellenwert einzuräumen. Doch es zeichnet sich bislang
               allenfalls rudimentär ab, welche Mitglied­staaten, Parteienfamilien, Branchen, Unternehmen
               und NGOs den Entnahme-Ansatz voranbringen wol­len, welche Koalitionen dabei entstehen
               und welche Methoden dabei präferiert werden. Da zudem noch kaum absehbar ist, wie
               sich die einzelnen Entnahme­verfahren in der kommenden Dekade technologisch und hinsichtlich
               ihrer Kosten entwickeln werden, lässt sich derzeit nicht prognostizieren, auf welche
               Weise und in welcher Geschwindigkeit sich der Über­gang zu einer gezielten CO2-Entnahme-Politik voll­ziehen wird.87 Dementsprechend wäre es auch ver­früht, für die EU bereits sehr kleinteilige regulatorische
               Vorschläge auszuarbeiten.
            

            Die Entnahme von atmosphärischem CO2 ist schon unabdingbar, um das bereits beschlossene Netto-Null-Ziel der EU bis 2050
               zu erreichen.
            

            Im Folgenden werden deshalb mit einem zurückhaltenden und einem proaktiven Einstieg
               zwei ideal­typische Varianten skizziert, wie der Pfad hin zur An­eignung einer CDR-Politik
               in der kommenden Dekade verlaufen könnte. Der Fokus liegt dabei auf (klima)­politischen
               Entscheidungen und ersten Ansätzen ihrer regulatorischen Implementierung.88 Belastbare Abschätzungen der damit jeweils realisierbaren CDR-Volumina können hier
               nicht getroffen werden. Das liegt auch daran, dass die materiellen CO2-Entnahme-Effekte einer klimapolitischen Integration des CDR-Ansatzes wohl erst ab
               den 2030er Jahren voll zum Tragen kämen, insbesondere bei technologischen CDR-Methoden
               wie BECCS, DACCS oder der beschleunigten Verwitterung.
            

            Unter den Governance-Mechanismen der EU-Klima­politik nimmt die Steuerung über quantifizierte
               Mittel- und Langfristziele einen herausragenden Stellenwert ein, ganz gleich ob diese
               rechtsverbindlich sind oder (zunächst) nur indikativ-symbolischen Charakter haben.89 Ein entscheidender Faktor dafür, ob die EU den Einstieg in eine dezidierte CO2-Ent­nahme-Politik wählt, dürfte deshalb die noch aus­stehende Beantwortung der Frage
               sein, welchen Emissionsminderungspfad die EU für die Zeit nach dem Erreichen von Netto-Null-Emissionen
               anpeilt. Sachlogisch zieht zwar bereits ein Netto-Null-Ziel den Einsatz von CDR nach
               sich, in der klimapolitischen Kommunikation ist dieser Zusammenhang aber noch kaum
               präsent. Die einen Schritt weiter gehende – und in der Governance-Verordnung zur Energieunion
               bereits angelegte – Netto-Negativ-Vision lässt sich dabei idealtypischerweise in zwei
               Varianten zerlegen (siehe Abbildung 3).
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                           Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Oliver Geden / Glen P. Peters / Vivian Scott, »Targeting Carbon Dioxide Removal in the European Union«, in: Climate Policy, 19 (2018), S. 487–494, aktualisiert mit Zahlen aus European Commission, In-Depth Analysis in Support of COM(2018) 773, Brüssel, 28.11.2018.
                           

                        
                     

                  
               

            

            Zum einen könnten die CDR-Volumina in den Jahrzehnten nach dem Erreichen des Netto-Null-Ziels
               stabil gehalten werden, die EU-Klimapolitik also einen begrenzten CDR-Ansatz verfolgen. Bei zunächst weiter sinkenden Residualemissionen (infolge des technischen
               Fortschritts oder sich verändernder Konsummuster)90 würden sich die Netto-Emissionen der EU recht bald stabilisieren. Zum anderen könnte
               die Union im Einklang mit dem Paris-Abkommen und den globalen Szenarien des IPCC aber
               ebenso gut ver­suchen, durch immer umfassendere CO2-Entnahmen die eigenen Netto-Emissionen stetig weiter abzusen­ken, also in einem heute
               kaum vorstellbaren Ausmaß immer weiter in negatives Territorium vorzudringen. Mit
               dem Verfolgen eines umfassenden CDR-Ansatzes würde die EU einen wichtigen Beitrag zum Erfolg der internationalen Klimapolitik
               leisten, der ihrer histo­rischen Verantwortung und ihren ökonomischen Möglichkeiten
               entspricht. Die EU würde damit helfen, zumindest das globale Nullemissionsziel (Art. 4
               des Paris-Abkommens) zu erreichen, indem sie Schwellen- und vor allem Entwicklungsländern
               mehr Zeit ver­schafft, ihre Emissionen auf null zu bringen.91 Sollte die Welt in der zweiten Jahrhunderthälfte tatsächlich die Zielmarke von Netto Null erreichen, würde dies den globalen Temperaturanstieg zumindest bremsen.92

            Die Integration des gegenwärtig noch unkonven­tionell erscheinenden CO2-Entnahme-Ansatzes in die Klimaschutzagenda wird letztlich nur dann gelingen, wenn
               das Irritationspotential für das vorherrschende klimapolitische Paradigma minimiert
               wird, wenn die­ses also lediglich ergänzt und nicht etwa unterminiert wird. Im Kern
               darf sich deshalb weder die Beschreibung der zentralen Ursache des Klimaproblems noch
               die bestehende Zuweisung der Verantwortung für Bei­träge zur Problemlösung verändern.
               Da Emissionen von Treibhausgasen (und dabei insbesondere von CO2) den Kern des Klimaproblems ausmachen, muss deren Vermeidung gegenüber der nachträglichen
               (Wieder-)­Entnahme politisch priorisiert werden. Zudem darf nicht der Eindruck entstehen,
               dass einzelne Mitgliedstaaten und Branchen überproportional und zulasten anderer Akteure
               von der konzeptionellen Integration von CDR profitieren. Das bislang erfolgreiche
               klima­politische Narrativ der EU hingegen bedarf möglicher­weise einer Anpassung.
               Für eine »paradigmen­schonen­de« Integration des CO2-Entnahme-Ansatzes sind zwei Handlungsbereiche von besonderer Bedeu­tung: die konkrete
               Ausgestaltung des Netto-Null-Ziels und die Entwicklung eines grundlegenden Policy-Designs.
            

         

      

   
      
         
            
               Einstiegspfade

               
                  Proaktiver Einstieg

                  Eine EU-Klimapolitik, die die internationalen Klima­schutzziele des Pariser Abkommens
                     tatsächlich ernst nimmt, müsste auch eine proaktive Haltung zur CO2-Entnahme aus der Atmosphäre entwickeln. Auf der symbolischen Ebene ließe sich das
                     am deutlichsten hervorheben, indem die EU und ihre Mitgliedstaaten dazu übergingen,
                     explizit ehrgeizige Netto-Negativ-Ziele für die zweite Jahrhunderthälfte zu beschließen.
                     Da die Planungs- und Umsetzungszeiträume für tief­greifende volkswirtschaftliche Transformationen
                     sehr lang sind, muss Mitte der 2020er Jahre ohnehin damit begonnen werden, über den
                     bisherigen Planungs­horizont 2050 hinauszudenken.93 Denkbar wären eine entsprechende Entscheidung des Europäischen Rats, die Wahl eines
                     entsprechenden Zeithorizonts im EU-Klimaschutzgesetz und die Vorgabe entsprechen­der
                     Projektionszeiträume für die NEKP im Rahmen der Governance-Verordnung. Selbst wenn
                     der Zeit­horizont nur ein wenig erweitert würde, wäre die Signalwirkung enorm. Schon
                     ein EU-Ziel von minus 110 Prozent bis 2060 (ergänzt um korrespondierende Ziele der
                     Mitgliedstaaten) würde unübersehbar machen, dass die Union einen dezidierten CO2-Ent­nahme-Ansatz wird verfolgen müssen.94 Vor einem solchen Hintergrund fiele es nicht nur leichter, die Integration von CDR
                     in die EU-Klimapolitik in den 2020er Jahren zu begründen; ein derartiges Vorgehen
                     würde auch Befürchtungen zerstreuen helfen, dass die Debatte um CO2-Entnahmen lediglich dazu dient, klassische Maßnahmen zur Emissionsminderung auf­zuschieben
                     oder gar zu verhindern.
                  

                  Eine Aufwertung von CDR würde sich folgerichtig schon in einer Neudefinition des EU-Klimaziels
                     für 2030 widerspiegeln. Im Zuge der anstehenden Ver­schärfung des festgelegten Beitrags
                     (Nationally Deter­mined Contribution, NDC) der EU im Rahmen des Pariser Abkommens – bei der die Union unter hohem internem wie internationalem Erwartungsdruck steht95 – und der anschließenden Novellierung der zentralen klimapolitischen Rechtsakte ließen
                     sich die CO2-Entnahmen, die im Rahmen der LULUCF-Verord­nung anvisiert werden, erstmals vollumfänglich
                     für die Erfüllung des EU-Klimaziels anrechnen. Dass sich ebendieses Ziel für 2030
                     (auf Basis gegenwärtiger Pro­jektionen) allein dadurch um vier bis fünf Prozentpunkte
                     verschärfen ließe, wird der Kommission und den Mitgliedstaaten eine derartige Entscheidung
                     eher noch erleichtern.96

                  Wenn eine solche numerische Integration der CO2-Entnahmen in die Emissionenbilanz transparent von­stattenginge – der CDR-Anteil bei
                     der Erreichung künftiger EU-Klimaziele also immer explizit aus­gewie­sen wird –, hätte
                     dies nicht nur eine inter­nationale und innereuropäische Signalwirkung. Es würde auch
                     die Legitimationsgrundlage für konkrete Maßnahmen zur Regulierung von CO2-Entnahme-Methoden erweitern. In diesem Kontext wären nicht nur Accounting-Regeln
                     zu definieren. Geklärt werden müsste auch, wie steigende CO2-Entnahme-Mengen in das Zusammenspiel der zentralen klimapolitischen Rechtsakte (ETS,
                     ESR, LULUCF) eingepasst werden könnten. Es wäre zudem zu entscheiden, wie der Einsatz
                     von bereits verfügbaren biologischen CDR-Methoden kurzfristig angereizt werden könnte,
                     wie Forschung, Entwicklung und Markteinführung von technologischen Entnahmemethoden
                     in Europa zu fördern wären und wie der Ausbau umfangreicher Kapazitäten für den Transport
                     und die geologische Speicherung von CO2 schnell vorangetrieben werden könnte.
                  

               

               
                  Zurückhaltender Einstieg

                  Zwar mag es geboten erscheinen, dass die EU proaktiv eine CO2-Entnahme-Politik entwickelt, wenn man ihren selbsterklärten Anspruch ernst nimmt,
                     eine wissenschaftsbasierte Klimapolitik zu verfolgen. Eben­so denkbar aber ist, dass die EU nur einen Einstieg Schritt für Schritt vollzieht.
                     Möglicherweise wird sich der Ansatz der CO2-Entnahme (noch) nicht über­zeugend in das dominante klimapolitische Paradigma integrieren lassen, weil große und zunächst unauflösbare politische Widerstände bestehen bleiben. Dabei könnten etwa Vorbehalte
                     gegen bestimmte CDR-Methoden im Mittelpunkt stehen oder die (begrün­dete) Befürchtung,
                     dass einige der vehementesten Befürworter des CDR-Ansatzes vor allem von der Motivation
                     geleitet werden, ihre Verantwortung für ehrgeizige konventionelle Emissionsminderungen
                     auf andere Akteure oder in die ferne Zukunft zu ver­lagern. Auch die Unsicherheit,
                     ob die in globalen 1,5–2 °C-Emissionsszenarien angenommenen CDR-Mengen auch nur annähernd realistisch sind
                     oder ob der (verpflichtende) Einsatz von CDR langfristig tat­sächlich Chancen für
                     grünes Wachstum mit sich bringt, könnte die EU davon abhalten, dem CO2-Ent­nahme-Ansatz bereits in der kommenden Dekade einen großen Stellenwert einzuräumen.
                     In einer sol­chen Konstellation würde die EU zunächst davon Ab­stand nehmen, ihre
                     Zielvorstellungen für die zweite Jahrhunderthälfte früh zu konkretisieren. Als mehr­deutige
                     Standardformel dürfte sich in diesem Fall auf EU-Ebene das schon heute gebräuchliche
                     net zero by 2050, net negative thereafter etablieren – auch wenn einzelne progressive Mitgliedstaaten schon darüber hinausgehen
                     und nationale Emissionsminderungs­ziele von über 100 Prozent verabschieden werden.
                  

                  Der Einstieg in eine dezidierte CO2-Entnahme-Politik würde vor diesem Hintergrund vor allem in­krementell vonstattengehen.
                     Die Wichtigkeit von Senken würde zwar vermehrt betont werden, zusätz­liche Initiativen
                     blieben aber im Wesentlichen auf naturnahe Lösungen beschränkt. Zu erwarten wäre eine nur allmähliche Aufwertung von LULUCF bei der Neujustierung
                     der EU-Klimapolitik bis 2030, nicht zuletzt aufgrund von politischen Differenzen hin­sichtlich
                     der Anrechnungsmodalitäten bei ökosystem­basierten Emissionsquellen und ‑senken. Stattdessen
                     dürften internationale Klimaschutzgutschriften (in­klusive solcher aus CDR-Projekten)
                     wieder einen größeren Stellenwert bei der Erfüllung der europäischen Klimaziele erhalten.
                     Die Förderung von CCS-Infra­strukturen bliebe im Wesentlichen auf Emis­sionen aus
                     industriellen Produktionsprozessen be­schränkt. Zwar würden Forschung und Entwicklung
                     von techno­logischen CDR-Methoden durchaus in begrenztem Umfang gefördert, Impulse
                     zu ihrer Markteinführung würden aber wohl vornehmlich von Durchbrüchen in anderen
                     Weltregionen abhängen. Umfassende regulatorische Anpas­sungen auf EU-Ebene wären zunächst
                     nicht notwendig.
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                                 Quelle: European Commission, In-Depth Analysis in Support of COM(2018) 773, Brüssel, 28.11.2018, Abb. 91.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Ausgestaltung des Netto-Null-Ziels

               Die weltweite Etablierung von Netto-Null-Zielen wird die klimapolitische Aufmerksamkeit
                  für die Emis­sions­struktur des jeweiligen Zieljahrs, also das Ver­hältnis von residualen
                  Emissionen und CO2-Ent­nahmen, beträchtlich steigen lassen. Im Zentrum der Debatte wird einerseits die
                  Frage stehen, welchen Sektoren residuale Emissionen zugestanden werden sollen und
                  mit welchen CDR-Optionen diese aus­geglichen werden können. Diese Debatte wird sich
                  struk­turell nicht wesentlich von den Auseinander­setzungen über Prioritätensetzungen
                  bei klassischen Klima­schutzmaßnahmen unterscheiden, wie sie seit zwei Jahrzehnten
                  gang und gäbe sind.97 Sie dürfte innerhalb weniger Jahre zur »Normalisierung« des CO2-Entnahme-Ansatzes führen, nicht zuletzt dank grafischer Darstellungen in Form von
                  einander gegen­übergestellten bzw. an der Null-Linie gespiegelten Balken (siehe Abbildung
                  4). Während Vertreter der betroffenen Branchen argumentieren werden, dass die von
                  der EU-Kommission und den nationalen Re­gie­rungen jeweils entworfenen Szenarien zu
                  niedrige Volumen für residuale Emissionen ansetzen, dürften sie aus Sicht der NGOs
                  zu hoch sein. Spiegelbildlich dazu dürften die Einschätzungen zu den CDR-Volu­men
                  ausfallen. Beide Seiten werden ihre Position jeweils mit eigenen Szenarien unterfüttern.
                  Auch dies wäre kein Novum im Vergleich zur gegenwärtigen klimapolitischen Debatte.
                  Zu einem ernsthaften Pro­blem für die politische und gesellschaftliche Akzep­tanz
                  des CO2-Entnahme-Ansatzes und die internatio­nale Reputation der EU-Klimapolitik kann sich
                  diese Auseinandersetzung dann entwickeln, wenn der Eindruck entsteht, dass der (geplante)
                  Einsatz von CDR-Methoden vor allem dazu dient, die bisherigen (geplanten) Emissionsminderungspfade
                  massiv zu entschärfen.
               

               Diesem klimapolitisch fatalen Eindruck ließe sich am ehesten entgegenwirken, wenn
                  man Netto-Null-Ziele in Emissionsminderungsziele und Entnahme­ziele aufsplitten würde,
                  statt die Effekte beider An­sätze beliebig miteinander zu verrechnen. So ließe sich
                  der Fortbestand des Primats konventioneller Klimaschutzmaßnahmen absichern und sichtbar
                  kom­munizieren.98 Damit ist die Frage, welches Ver­hältnis sinnvollerweise anzustreben wäre, allerdings
                  noch nicht gelöst, zumal sich deren Beantwortung von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat
                  und auch zwischen einzelnen Branchen durchaus unterscheiden wird. Da auf Ebene der
                  EU bislang konventionelle Emissionsminderungen von 80 bis 95 Prozent bis 2050 anvisiert
                  wurden, läge ein konsensfähiges Verhältnis wohl in einem Korridor von 80:20 Prozent
                  bis 95:5 Prozent. Die Szenarien der Langfriststrategie der EU-Kommis­sion bewegen
                  sich in einer Größenordnung von 90:10 Prozent. Würden die 90 Prozent als Mindest­vorgabe
                  für THG-Minderungen verstanden, so würden etwaige Durchbrüche bei CDR-Technologien
                  nicht dazu führen, dass bei konventionellen Emissionsreduktionen nachgelassen wird, sondern Netto-Null- bzw. Netto-Negativ-Emissionen
                  früher erreicht werden. Bei einer solchen Herangehensweise würden CO2-Entnah­men nicht mehr als potentiell fragwürdiges Element einer verdeckten Ambitionsminderung
                  erscheinen, sondern als zentraler Baustein einer klimapolitischen Ambitionssteigerung.
               

               Ein Verhältnis von 90:10 ließe sich einigermaßen reibungslos in die klimapolitische
                  Erzählung der EU einbauen. Möglicherweise wäre diese Integration des CDR-Ansatzes
                  in das Problemlösungsparadigma der Union durch einen neuen Deutungsansatz zu flan­kieren,
                  dem zufolge das Erreichen von Netto Null als Zeitpunkt markiert wird, ab dem die EU und ihre Mit­gliedstaaten die Atmosphäre
                  nicht mehr länger als »Deponieraum« für Emissionen nutzen.99 Dies liefe auf eine Gleichsetzung von CO2 und anderen Treib­hausgasen mit weitgehend zu vermeidendem Abfall hinaus, von dem
                  ein kleiner Teil wiederverwendet werden kann und ein unvermeidbarer Rest durch Ausgleichsmaßnahmen
                  ausbalanciert werden muss. Die Betrachtung der Treibhausgasemissionen als waste management problem hat durchaus Überzeugungs­potential,100 allerdings nur dann, wenn die Erzählung auch auf eine einigermaßen überzeugende Praxis
                  zu verweisen vermag. Auf diese Weise ließe sich der eigene Beitrag zur globalen Problemlösung
                  auch sozial­moralisch von der Handlungspraxis weniger ehrgeiziger Akteure entkoppeln,
                  unter der Devise »Ending our contribution to global warming«.101 Im Übergang von Netto-Null- zu Netto Negativ-Emissio­nen bräche dann dementsprechend
                  die Phase an, in der die EU damit beginnt, den bereits in die Atmosphäre entlassenen
                  »Abfall« wieder zurückzuholen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Grundzüge des Policy-Designs

               Um Anreize zur gezielten CO2-Entnahme zu schaffen, ist eine Fülle von Maßnahmen denkbar. Konkrete regulatorische
                  Schritte auf EU-Ebene werden in der kommenden Dekade nicht zuletzt auf Betreiben von
                  proaktiven Mitgliedstaaten und Unternehmen erfol­gen. Dennoch ist es sinnvoll, die
                  weitere Entwicklung einer EU-CO2-Entnahme-Politik nicht allein in Reak­tion auf Bottom-up-Initiativen zu gestalten,
                  sondern durch ein sorgfältig vorbereitetes Policy-Design in produktive Bahnen zu lenken.
                  So richtig es etwa ist, zusätzliche Mittel für Forschung und Entwicklung bereitzustellen
                  und Innovationsprozesse zu gestalten,102 zusätzliche Maßnahmen zum Ausbau des Senkenpotentials in der Landnutzung und der
                  Forst­wirtschaft zu ergreifen,103 finanzielle Anreizsysteme für CO2-Entnahmen zu entwerfen104 oder die Ein­bettung technologischer CDR-Methoden in globale Governance-Strukturen
                  voranzutreiben,105 so sehr fehlt es derzeit doch eher an strategischen Rahmensetzungen. Dies gilt zuallererst
                  für die Frage der Ver­antwortungsverteilung zwischen den Mitgliedstaaten und zwischen
                  einzelnen Sektoren, aber auch für mögliche Entscheidungen über (vorläufig) präferierte
                  CO2-Entnahme-Methoden.
               

               Die EU sollte keinem Mitgliedstaat zugestehen, Netto Null mehr als 10‑15 Jahre später als der Durch­schnitt zu erreichen.
               

               Wenn Netto Null auf EU-Ebene nicht bedeutet, dass alle Mitgliedstaaten und Branchen im kollektiven
                  Ziel­jahr auf null stehen, sollte geregelt werden, in welchem Verhältnis Vorreiter
                  und Nachzügler zu­einander stehen. Selbst wenn es gute Gründe gibt, warum einzelne
                  Länder und Sektoren die Null-Linie erst später erreichen als der EU-Durchschnitt,
                  so sollte das Abweichen davon doch zumindest begrenzt bzw. finan­ziell abgegolten
                  werden. Da es langfristig für alle Mitgliedstaaten möglich sein sollte, ihre Emissionen zumindest auf Netto Null zu bringen, sollte die EU dazu übergehen, die Verzögerung zeitlich zu limitie­ren,
                  also keinem Mitgliedstaat zugestehen, Netto Null mehr als 10 bis 15 Jahre später als der Durchschnitt zu erreichen. Der Erfolg des
                  Projekts Netto Null darf nicht dadurch gefährdet werden, dass sich bei den Bürgern in den europäischen
                  Vorreiterstaaten der Eindruck verfestigt, sie seien – in der waste management-Metapher gesprochen – dauerhaft dafür zu­ständig, den Abfall anderer EU-Mitgliedstaaten
                  weg­zuräumen.
               

               Im Verhältnis zwischen Branchen wird es hingegen auf absehbare Zeit nicht möglich sein, eine ähnliche Verpflichtung
                  für alle Nachzügler zu etablieren. Während es bei Stahl-, Zement- und Luftverkehrs­industrie
                  langfristig vor allem um das Kostenniveau von technischen Dekarbonisierungsoptionen
                  gehen dürfte (deren Marktfähigkeit nicht zuletzt vom Niveau der CO2-Bepreisung abhängig sein wird),106 bestehen insbesondere in der Landwirtschaft technische Mach­barkeitsgrenzen.107 Hier ist darauf zu achten, dass Sektoren, denen im Grundsatz residuale Emissionen
                  zugestanden werden müssen, selbst für die entsprechenden CO2-Entnahmen verantwortlich sind, ganz gleich, ob sie entsprechende Zertifikate aus
                  anderen Sektoren (z.B. Strom- oder Forstwirtschaft) erwerben oder direkt in CO2-Entnahme-Methoden investieren, was speziell im Agrarsektor naheliegt.108

               Entsprechende Verantwortungszuweisungen müs­sen regulatorisch über die Säulen Emissionshandel,
                  mitgliedstaatliche Lastenteilung (für Nicht-ETS-Sek­toren wie Verkehr, Gebäude und
                  Landwirtschaft) und Landnutzung / Forstwirtschaft organisiert werden. Während der Emissionshandel europaweit harmonisiert
                  ist und über einen einheitlichen Reduktions­faktor für die Zertifikate und die sich
                  daraus ergeben­de Preisbildung gesteuert wird, gibt es in den beiden anderen Säulen
                  nach wie vor politisch verhandelte, mitgliedstaatlich differenzierte Ziele. Zwischen
                  den drei Säulen bestehen derzeit nur bedingt Flexibili­täten, die (politischen wie
                  monetären) Vermeidungskosten für eine Tonne CO2 unterscheiden sich stark. Wenn die EU nicht dazu übergehen will, langfristig nahezu
                  alle Sektoren in den Emissionshandel zu überführen – was politisch nicht im Interesse
                  der Nachzügler unter den Mitgliedstaaten sein kann, so­lange sie in der Lage sind,
                  für sie vorteilhafte natio­nale Ziele auszuhandeln –, wird sie früher oder später
                  definieren müssen, welche Säulen (und damit: welche Akteursgruppen) in der Hauptverantwortung
                  stünden, CO2-Entnahmen aus der Atmosphäre zu organisieren.
               

               Kurzfristig könnte eine solche komplexe Entscheidung aufgeschoben werden, indem die
                  EU ausschließlich auf eine Ausweitung der LULUCF-Senken setzt, mit möglicherweise
                  verschärften nationalen Mindestzielen schon für 2030. Eine solche Präferierung biolo­gischer
                  Senken ließe sich durchaus nachvollziehbar begründen, einerseits mit dem Argument
                  der Anwen­dungsreife von schon praktizierten CDR-Methoden (Aufforstung, Renaturierung
                  von Ökosystemen, er­höhte Anreicherung von Kohlenstoff in Böden), ande­rerseits unter
                  Verweis auf die mutmaßlich größeren öffentlichen Akzeptanzraten dieser Verfahren im
                  Vergleich zu technologischen Senken.109 Mittelfristig aber wird die EU nicht umhinkommen, auch letztere in ihre Klimapolitik
                  zu integrieren. Nach heutigem Stand der Debatte und ersten Demonstrationsanlagen in
                  einzelnen Mitgliedstaaten wird es sich hierbei wohl vor allem um BECCS und DACCS handeln,
                  möglicher­weise aber auch um die beschleunigte Verwitterung von mineralischem Gestein.
                  Steuern ließen sich etwaige Präferenzen, indem das CO2-Entnahme-Ziel in spezifische Unterziele für ökosystembasierte und technologische
                  Verfahren differenziert wird. Vor­behalte gegen einzelne CDR-Methoden müssen nicht
                  in explizite Ausschlüsse münden. Es genügt bereits, für ihre Entnahmeleistung schlichtweg
                  kein Anrech­nungsverfahren zu definieren.110

               Vielen Beobachtern – vor allem solchen, die sich nicht schwerpunktmäßig mit Klimapolitik
                  beschäfti­gen – mag es verwegen erscheinen, sich bereits jetzt damit auseinanderzusetzen,
                  welchen Emissionspfad die EU nach 2050 einschlagen sollte. Doch für die Perspektive
                  auf die klimapolitische Herausforderung der CO2-Entnahme macht es einen gewichtigen Unter­schied, weil es die Entscheidung zwischen
                  einem proaktiven und einem zurückhaltenden Einstiegspfad beeinflusst. Da die CO2-Bindung in Böden und Wäl­dern mit natürlichen Sättigungseffekten einhergeht, kann
                  nicht umstandslos davon ausgegangen werden, dass sich eine im Jahr 2050 erreichte
                  natürliche Senkenleistung auch in jedem Folgejahr problemlos wiederholen lässt. Selbst
                  wenn die EU dauerhaft »nur« Netto-Null-Emissionen erreichen wollte, dürften in der
                  zweiten Hälfte des Jahrhunderts kaum noch die dafür zusätzlich benötigten Landflächen
                  zur Ver­fügung stehen. Zudem besteht bei steigenden Tempe­raturen die Gefahr, dass
                  die CO2-Speicherleistung von Ökosystemen nachlässt. Sollte Europa seiner Verant­wortung für
                  das Erreichen der globalen Klimaziele gerecht werden wollen und dementsprechend lang­fristig
                  sogar eine ehrgeizige Netto-Negativ-Strategie verfolgen, wird am vermehrten Einsatz
                  von leichter skalierbaren technologischen CDR-Methoden und der dauerhaften geologischen
                  CO2-Speicherung kaum ein Weg vorbeiführen.111 Während Fachpolitik und Fach­administration dies bei ihren Planungen zum Auf- und
                  Ausbau einer gezielten CO2-Entnahme stets berücksichtigen sollten, muss zugleich vermieden werden, die Öffentlichkeit
                  und Nicht-Fachpolitiker mit extrem ambitionierten Netto-Negativ-Zielen kommunikativ
                  zu überfordern und das bislang erfolgreiche Problemlösungsparadigma einer großen Belastungsprobe
                  auszusetzen. Die schlichte Notwendigkeit, CO2-Entnahmen im Rahmen einer Netto-Null-Strategie zu einem integralen Bestandteil der
                  EU-Klimapolitik zu machen, bietet die Chance, sequen­ziell vorzugehen.112 Zunächst sollte im Vordergrund stehen, verstärkt in Forschung und Entwicklung von
                  CO2-Entnahme-Methoden zu investieren, vermehrt praktische Erfahrungen mit deren Einsatz
                  zu sam­meln und CDR diskursiv wie handlungspraktisch zu »normalisieren«. Nur wenn
                  es der EU und ihren Mitgliedstaaten auf dem Weg zu Netto Null tatsächlich gelingt, konventionelle Emissionsminderungen und unkonventionelle CO2-Entnahmen überzeugend mit­einander zu verbinden, werden sich die Europäer eines Tages
                  zutrauen, in einem zweiten Schritt auch eine ehrgeizige Netto-Negativ-Strategie zu
                  verfolgen, die CO2-Entnahmen also in einem bisher noch nicht vorstellbaren Maße auszubauen.
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                           BECCS

                        
                        	
                           Bioenergy with Carbon Capture and Storage (Bio­energie mit CO2-Abscheidung und ‑Speicherung)
                           

                        
                     

                     
                        	
                           CCC

                        
                        	
                           Committee on Climate Change (Vereinigtes Königreich)

                        
                     

                     
                        	
                           CCS

                        
                        	
                           Carbon Capture and Storage (CO2‑Abscheidung und ‑Speicherung)
                           

                        
                     

                     
                        	
                           CCU

                        
                        	
                           Carbon Capture and Utilization (CO2‑Abscheidung und -Nutzung)
                           

                        
                     

                     
                        	
                           CDR

                        
                        	
                           Carbon Dioxide Removal

                        
                     

                     
                        	
                           CO2

                        
                        	
                           Kohlendioxid

                        
                     

                     
                        	
                           DAC

                        
                        	
                           Direct Air Capture

                        
                     

                     
                        	
                           DACCS

                        
                        	
                           Direct Air Carbon Capture and Storage (Direktabscheidung und Speicherung von CO2)
                           

                        
                     

                     
                        	
                           ESR

                        
                        	
                           Effort-sharing Regulation (Lastenteilungsverordnung)
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                           Emissions Trading System (Emissionshandelssystem)

                        
                     

                     
                        	
                           EWR

                        
                        	
                           Europäischer Wirtschaftsraum

                        
                     

                     
                        	
                           Gt

                        
                        	
                           Gigatonne

                        
                     

                     
                        	
                           IPCC

                        
                        	
                           Intergovernmental Panel on Climate Change

                        
                     

                     
                        	
                           LULUCF

                        
                        	
                           Land-Use, Land-Use Change and Forestry (Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft)

                        
                     

                     
                        	
                           Mt

                        
                        	
                           Megatonne

                        
                     

                     
                        	
                           NEKP

                        
                        	
                           Nationaler Energie- und Klimaplan

                        
                     

                     
                        	
                           THG

                        
                        	
                           Treibhausgase

                        
                     

                     
                        	
                           UNFCCC

                        
                        	
                           United Nations Framework Convention on Climate Change (Klimarahmenkonvention der Vereinten
                              Nationen)
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